
51. Rheinischer Provinziallandtag, 6. Sitzung am 11. März 1911. 1?Z

Sechste Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf,am Sonnabend, den 11. März 1911.

Beginn 10 Uhr 10 Minuten.

1- Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

Ersatzwahlenfür den Provinzialausschuß und
Vornahme der Wahlen.

3> Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
die Wahl von Landesbanrciten,und

Vornahme der Wahlen.
4. Antrag der I. Fachtommissionzu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäftender Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz und die Provinz Hessen-Nassanin Münster berufenenKommissareund deren
Stellvertreter, und

Vornahme der Wahlen.
5- Antrag der I. Fachkommission zu dem von 25 Provinziallandtags-Abgcordnetengestellten Antrag

auf Herbeiführung eiuer Gesetzesvorlage,welche eine Beschränkungder fortgesetztsteigenden
Zahl der Provinziallandtags-Abgeordneteneinführen soll,

6- Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Antrag des Verbandes Rheinisch-Westfälischer Gemeinden anf Uebernahme einer Garantie
für einen zn gründenden Haftpflichtverband.

'' Antrag der vereinigtenI. und IV. Fachkommissinu zn dem Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffenddie Bereitstellung von Mitteln zur Hebung der Winzernot.

^- Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Stellungnahme des Pruvinziallanotages znr Gründung einer Zwangsgenusscnschaft zum Zwecke
der Regelung der Vorflut und der Abwasserreinigungim linksrheinischenIndustriegebiet am
Niederrhein.

' Antrag der I. Fachkommission zn dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Beschwerde des Pflegers des in den Ruhestand versetzten LandesbausekretärsBernhard Strauch
m Gummersbach gegen die Entscheidung des Provinzialausschusseswegen der zwangsweise!!
Versetzung in den Ruhestand, nnd zu den weiteren Eingaben des p. Strauch.

' Antrag der I. Fachkommission zn dem Vorbericht zn dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial-
verwaltung der Rheinprovinz sowie zn den zn demselbengehörenden Haushaltsplänen der
"uzelnen Verwaltungszweige nnd Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911 bis
31- März 1912, und
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Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr vom 1. April 1911
bis 31. März 1912.

11. Antrag der Wahlprüfungskommissionzu den stattgehabten Ersatzwahlen in den Wahlkreisen
Barmen, Bernlastel, Duisburg (2 Abgeordnete), Düren, Essen (Land), Essen (Stadt), Mors,
Ottweiler, Saarbrücken, Siegkreis und Waldbroel.

12. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
13. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
14. Antrag der III. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.
15. Antrag der IV. Fachkommission auf Entlastung der ihr überwiesenen Rechnungen.

Vorsitzender Spiritus: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll der gestrigen Sitzung
liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Schriftführer sind die Herreu AbgeordnetenDr Lembke und von Eynern.
Meine Herren! Ich bitte Sie um die Ermächtigung,daß das Protokoll der heutigen Sitzung

von mir und den beiden Herren Schriftführern endgültig festgestellt wird, da es nicht möglich ist,
Ihnen dieses Protokoll hier noch zur Einsicht offen zu legen. So ist auch in den letzten Jahren
stets verfahren worden. — Es besteht kein Widerspruch.

Wir treten in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstand lautet:

Antrag der I. Fachkommifsion zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Ersatzwahlen für den Provinzialausfchuß.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteI)r. Neven Du Mont, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Durch den Tod

des Herrn Sanitätsrats Dr. Venn in Waldbroel, fowie durch das Ausscheiden des Herrn Geheimen
KommerzienratsEmil de Greifs in Crefeld sind im Provinzialausfchuß zwei Lücken entstanden. Dle
I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, diese Stellen durch Wahl wieder zu besetzen,

VorsitzenderSpiritus: Sie haben den Bericht gehört. Ich eröffne die Verhandlung
und bitte um Vorschläge, und zwar würde zweckmäßiger Weise zuerst für Cöln ein Vorschlagzu
machen sein,

Aus diesem Anlasse gebe ich das Wort dem Herrn AbgeordnetenWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Die Abgeordnetendes RegierungsbezirkesVln

schlagen Ihnen vor, an die Stelle des verstorbenenHerrn Sanitätsrats Dr. Venn als Mitglied de
Provinzialausschusses den bisherigen Stellvertreter Freiherrn von Dalwigk und zu dessen Stell«
Vertreter den Vorsitzenden der LandwirtschaftskammerLandrat von Groote zu wählen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meiue Herren! Sie haben diesen Vorschlaggehört. Bekanntlich
kann auch durch Zuruf über die Wahlen abgestimmtwerden. Ich frage Sie, ob Sie eine nainen-
liche Abstimmungwünschen, oder ob Sie die Wahl durch Zuruf tätigen wollen. (Rufe: Durch Znrnf-)
Das findet Ihre Zustimmung. Die Wahl wird sich also durch Zuruf vollziehen. Ich frage, ob
Sie damit eiuverstandensind, daß als Mitglied Herr Freiherr von Dalwigk gewählt wird. -— »"l")
das findet Ihre Zustimmung.

Auch gegen die Wahl des Herrn Abgeordnetenvon Groote als Stellvertreter erfolgt kein
Widerfpruch.

Ich ertäre also damit die beiden Herren für gewählt.
Ich frage den Herrn AbgeordnetenFreiherrn von Dalwigk, ob er die Wahl annimmt.
AbgeordneterFreiherr von Dalwigk: Ich nehme die Wahl dankendan.
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Vorsitzender Spiritus: Ich frage ferner den Herrn Abgeordnetenvon Groote, ob er die
Wahl annimmt.

Abgeordnetervon Groote: Ich nehme die Wahl mit Dank an.
Vorsitzender Spiritus: Wir kommen dann zur Wahl für den RegierungsbezirkDussel,

borf. Dazu gebe ich das Wort dem Herrn AbgeordnetenConze.
Abgeordneter v. Conze: Ich stelle den Antrag, durch Zuruf an Stelle des Herrn

Geheimrats de Greifs den Herrn Geheimen KommerzienratFunke, den bisherigen Stellvertreter,
zu wählen.

Vorsitzender Spiritus: Sie haben gehört, meine Herren, daß der Herr Abgeordnete
Conze vorschlägt, den Herrn Abgeordneten Geheimmt Funke zum Mitglied des Provinzialaus-
schusses für den RegierungsbezirkDüsseldorf durch Zuruf zu wählen. Auch hier findet gegen die
Wahl durch Zuruf ein Widerspruchuicht statt. Ich stelle das fest.

Ich frage, meine Herren, ob Sie gewillt sind, den Herrn AbgeordnetenGeheimrat Funke
3« wählen. Auch hiergegen erfolgt kein Widerspruch,Ich stelle fest, daß Herr Geheimer Kommerzienrat
Funke zum Mitglied des Provinzialansschnssesgewählt ist.

Ich weiß nicht, ob Herr Funke im Hause anwesend ist, — Herr Funke ist nicht anwesend.
Ich bitte um weitere Vorschlägefür deu Stellvertreter.
Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenConze.
Abgeordneter v. Conze: Als Stellvertreter empfehle ich, in gleicher Weise den Herrn

Abgeordneten Molenaar aus Crefeld zu wählen.
VorsitzenderSpiritus: Wir haben auch diesen Vorschlag gehört, den Herrn Abgeord¬

neten Molenaar aus Crefeld durch Zuruf zum Stellvertreter zu wählen. — Gegen die Wahl durch
Zuruf erhebt sich auch hier kein Widerspruch,auch nicht gegen die Wahl des Herrn Molenaar selbst.
^ darf also feststellen, daß Herr Molenaar als Stellvertreter durch Zuruf gewählt worden ist.

Herr Molenaar ist anwesend. Ich frage Herrn Molenaar. ob er die Wahl annimmt,
AbgeordneterMolenaar: Ich nehme die Wahl dankendan.
VorsitzenderSpiritus: Damit wäre dieser Gegenstanderledigt.
Wir gehen zu Nummer 3 über:

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial.
ausschusses, betreffend die Wahl von Landesbauräten.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Neven Dn Munt.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. NevenDuMout: Meine Herren! Durch den am

^- November 1910 erfolgten Tod des Landesbaurats GeheimenVaurats Görz ist die Stelle eines
^ndesbaurats freigewordennnd zwar die Stelle des Dirigenten der dritten Abteilung. Es war
°°m Provinzialausfchufsenicht möglich, diese Stelle bis zum Wiederzusammcntrittdes Provinzial-
wndtages unbesetzt zu lassen. Man hat daher mit der Verwaltung derselben den im Dienste der
Novinzialverwaltung befindlichenLandesbauinspektorKöniglichen Banrat Schwerer kommissarisch

.. Herr Schweitzerhat seine Aufgabe während der ganzen Zeit der Vertretung außerordent-
^> Mt gelüst, und der Provinzialausschuß im Verein mit der Verwaltung schlägt daher vor, die

"lle nicht weiter auszuschreiben,sondern sie mit Herrn Schweitzer zu besetzen.
,s Wenn aber so der LandesbauinspektorSchweitzerzum Bäumt gewählt werden soll, dann
N es wohl erforderlichund notwendig, daß auch sein einziger Kollege,der Landes-Oberbauinspektor
"«, der noch dazu älter ist, ebenfalls zum Lcmdesbcmrat gewählt wird.



176 51. Rheinischer Provinziallandtag, 6. Sitzung am 11. März 1911.

Der Provinzilllausschußhat daher vorgeschlagen,die beiden Herren zu Landesbauräten zu
wählen und die I. Fachkommission hat sich diesem Vorschlageangeschlossen.Da es sich in beiden
Fällen um Herren handelt, die bereits längere Jahre im Dienste der Provinz stehen, so erübrigt
es sich wohl, über die Personalien der Herren von dieser Stelle aus noch näheres vorzutragen.

Der Provinzialansschuß und mit ihm die I. Fachkommissionschlägt Ihnen daher vor,
folgendenBeschluß anzunehmen:

1. den LaudesbauinspettorKöniglichenNaurat Georg Schweitzer,
2. den LandesuberbauinspekturKöniglichenBanrat Theodor Esser

zu Landesbauräten zu wählen uud beiden Wahlen folgende Bedinguugeu zugrunde zu legen:
1. die Wahl erfolgt auf 12 Jahre, vom 1. April 1911 ab mit dem besoldungZ-

planmäßigcu Gehalt von 10 400 Mark;
2. die Gewählten müssensich den jetzigen und künftig zu erlassendenBestimmungen

des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse der Proviuzialbeamten der RheM-
provinz unterwerfen;

3. sie müssen sich verpflichten, ohne Genehmigungdes Provinzialausfchufseskein Mandat
für eine politische Körperschaft oder in die Gemeindevertretung zu übernehmen,
wenn ihnen für letzteres ein gesetzlicherAblehnungsgrund zur Seite steht;

4. sie sind gehalten, sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des Landeshauptmanns,
insbesondereauch unter einem anderen Oberbeamten, welcher als Abteilungsdirigent
fungiert, beschäftigen zu lassen.

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Gestatten Sie, daß ich auf den vorhin be¬
handelten Gegenstand: Wahl von Mitgliedern für den Provinzialansschuß zurückkomme, uud Ihnen
von der Erklärung des gewählten Herrn AbgeordnetenGeheimrat Funke Mitteilung mache, die er
mir nachträglichgegeben hat, daß er die Wahl dankend annimmt.

Meine Herren! Wir kommen dann zu dem zuletzt vorgetragenenGegenstande,Wahl von
Landesbauräten.

Ich frage, indem ich die Verhandlung eröffne, ob das Wort gewünscht wird -^ ^
ist nicht der Fall. Ich darf dann feststellen, daß Sie sowohl mit den Bedingungen, unter denen die
Herren angestellt werden sollen, wie mit der Wahl der beiden Herren Schweitzer nnd Esser z>
Landesbauräten einverstandensind.

Wir kommen dann zum: , ,
Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinz««!'
ausschusses, über die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften °e
Rentenbank berufenen Kommissare.

Das Wort hat der Herr Berichterstatter Abgeordneter I)r. de Weerth.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. de Weerth: Meine Herren! Die Wahlperiode der

Kommissare zur Mitwirkung und Kontrollebei den Geschäften der Direktion der Reuteubank ist abgelaufen
Der Provinzilllausschußbeantragt:

„Der Provinziallandtag wolle für die Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschah"
der Direktion der Nentenbank, welche nach § 5 des Gefetzes über die Errichtung u°
Neutenbanken vom 2. März 1850 dem Provinziallandtag obliegt, zwei Abgeordne
und zwei Stellvertreter auf die Dauer von zwei Jahren mit der Maßgabe way e /
daß die Wahlen fo lange Geltung behalten, bis der Provinziallandtag eine Neuwa)
vorgenommenhat."
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Die I. Fachkommission tritt diesem Antrage des Provinzialausschussesbei.
Eine Wiederwahl der bisherigen Vertreter ist statthaft. Die I. Fachkommissionschlägt

^hnen diese Wiederwahl vor. Bisher waren als Kommissareder Provinzialverwaltung im Amt
du Herren ProvinziallandtagsabgeordnetenKöniglicher Landrat Freiherr von Dalwigk zu Lichtenfels
und KöniglicherRegierungs-Präsident Freiherr von Hövel in Coblenz, als deren Stellvertreter
dle Herren Provinziallandtagsabgeordneten GutsbesitzerKirchmannzu Vordeck und Kommerzienmt
Arnold Hueck zn Aue.

VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung und frage, ob das Wort gewünscht
wird. — Das ist nicht der Fall. Ich stelle demnach fest, daß Sie nach dem Vorschlage der Fach-
Immission die Wahl getätigt haben.

Antrag der I. Fachkommission zu dem von 25 Provinziallandtags¬
abgeordneten gestellten Antrag auf Herbeiführung einer Gesetzesvorlage,
welche eine Beschränkung der fortgefetzt steigenden Zahl der Provinzial¬
landtagsabgeordneten einführen soll.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Oehler.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Oehler: Meine Herren! Der § 10 der Prouinzial-

. nnng ^r die Rheinprovinz bestimmt,daß in den Kreisen mit einer Einwohnerzahl bis zu 40 000
"N Abgeordneter zum Provinziallandtage zu wählen ist, daß in Kreisen mit einer Einwohnerzahl
v°n mehr als 40 000 bis 80 000 zwei Abgeordnete,in Kreisen mit mehr als 80000 Einwohnern
rei Abgeordnete zn wählen sind und daß von da ab für je 50 000 Einwohner ein weiterer Ab»

geordneter zu wählen ist.
Aehnliche Bestimmungen galten bisher und gelten auch hente noch in der Provinzial-

oronung für Westfalen. Der Provinziallandtag von Westfalen hat aber in der vorjährigen Sitzung
^". Schluß gefaßt, wonach durch Gesetz diese Bestimmung der westfälische» Provinzialordnung

abgeändert werden soll und zwar dahiu, daß auf Kreife mit einer Einwohnerzahlbis zu 60 000
"N Abgeordneterentfallt, auf Kreise mit mehr als 60 000 Einwohnern bis zu 120 000 Einwohnern
zwei Abgeordnete,anf Kreife mit mehr als 120 000 Einwohnern drei Abgeordneteentfallen, und
"n° daß von da ab anf je 100 000 Einwohner je ein Abgeordneterentfällt. In Westfalen fanden
^rovinziallandtagswahlen im Jahre 1910 statt, und der Beschlußdes westfälischenPruvinzmlland-
°ges, der vorher erfolgte, fah vor, daß die damals bevorstehenden Wahlen des Jahres 1910 noch

«> den alten Bestimmungenstattfinden sollten. Er sah weiter vor, daß die nenen Bestimmungen,
" l« erst noch Gesetz werden sollen, erst bei der nächstenWahl im Jahre 1916 gelten sollten,
ß aber die Kreise bei dieser Wahl keine Einbuße in der Zahl der Abgeordnetenerleiden dürften,

ste bereits im Jahre 1910 noch nach den alten Bestimmungenzu wähle» hatten.
Was nun den hier vorliegendenAntrag betrifft, so hat in der I. Fachkommission zunächst

"er der Herren Mitunterzeichner diesen Antrag erläutert, Der Antrag soll dahin zu verstehen
' "' daß die Wahlen hier in der Rheinprovinz im Jahre 1912 noch nach den bis-
^ lgen Bestimmungen stattfinden sollen, daß also auf 40 resp. 50 Tausend Einwohner ein
""geordneter entfällt.

NäM ^ "^" Vorschriftensollen daher ähnlich wie in Westfalen überhaupt erst bei der über-
den t) '^"^ 6""' Provinziallandtag Geltung bekommenund zwar auch mit der Maßgabe, daß

«Msen der Besitzstandan Abgeordnetenvom Jahre 1912 erhalten werden soll.
^ Meine Herren! In der I, Fachkommissionhat der vorliegende Antrag Freunde undMer aesunkpngesund
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Die Freunde machten zunächst darauf aufmerksam, daß die bisherige Entwicklungin der
Zahl der Mitglieder des Provinziallandtages zu erheblichen Bedenken Anlaß gebe; bei der nächsten
Provinziallaudtagswahl im Jahre 1912 werde die Zahl der Mitglieder sich auf 206 steigern.
Diese Zahl fei im Verhältnis zu den Arbeite», die hier zn leisten seien, reichlich. Die Arbeit des
Provinziallandtages vollziehe sich ja in der Hauptsache in den Kommissionen. Die Zahl der
Konimissionen sei begrenzt, ebenso auch die Zahl der Mitglieder der Kommissionen,und darum sei
es immer nur einem Teile der Landtagsabgeordnetenmöglich, au den Arbeiten der Kommissionen
mitzuwirken. Dagegen werde bei einer großen Anzahl von Abgeordnetendurch den Pruvinziallandtag
ihre Zeit unnötiger Weise in Anspruchgenommen,ohne daß sie sich selbst an den Arbeiten beteiligen
könnten. Das sei ein unerwünschtesVerhältnis.

Ferner wurde darauf hingewiesen, daß die unbegrenzte Vermehrungder Zahl der Provinzial-
landtagsabgeordnetenauch Geldunkosten verursache, und daß auch hier wie auf alleu anderen Gebieten
Sparsamkeit geboten sei.

Endlich wnrde als Grund angeführt, daß man bei dem Anfchwellen der Zahl der Provinzial-
landtagsllbgeordnetenmit der Gefahr rechnen müsse, daß sich Gruppen, Parteiungen, Fraktionen
bilden, und daß dann das gute, einmütige Verhältnis, das bisher noch Gott sei Dank bestanden
habe, dadurch verloren gehen könne.

Von den Gegnern dieses Antrages wurde geltend gemacht, daß der Antrag als Ueber-
raschung wirke. Der Antrag sei erst am vorletzten Tage der diesjährigen Tagung bekannt geworden.
Er sei gestellt worden, ohne daß eine entsprechende Fühlungnahme mit den Vertretern derjenigen
Stadtkreise hergestelltworden sei, die voraussichtlichdnrch den Antrag später Einbußen in der Zahl
der Abgeordnetenhaben würden. Es wurde darauf hingewiesen, daß in Westfalen anders verfahren
worden sei. Da habe man sich von vornherein der Zustimmung auch der Vertreter der großen
Städte versichert und habe dann einen Weg gefunden, dem alle mehr oder weniger zugestimmt
hätten. Dieses Vorgehen sei hier um so überraschender, als ja der Provinziallandtag sich in seiner
gegenwärtigenZusammensetzung schon wiederholt mit derselben Frage beschäftigt habe. Diese Frage
sei in den Iahreu 1907, 1908 und 1909 Gegenstand von Verhandlungenund Erwägungen gewesen.
Damals sei die Frage erörtert worden, ob es notwendig sei, für den vergrößertenProvinziallandtag
erweiterte Geschäftsräume zu schaffen. Damals sei auch erwogen worden, ob man einer etwaigen
Begrenzung der Zahl der Provinziallandtagsabgeordneten näher treten »volle, nnd stets habe der
Provinziallandtag den Standpunkt vertreten, daß dies nicht erwünscht und nicht beabsichtigtsei.

Es mache doch einen merkwürdigenEindruck, daß nun, nachdem der Erweiteruugsbau für
den Provinziallandtag beschlossen uud uuch gar nicht ansgeführt worden sei, man noch mit einem
Antrage auf Verminderung oder Beschränkung der Zahl der Provinziallandtagsmitglieder komme-
Es würde sich mancher vielleicht der Frage der Erweiternng der Geschäftsränmcfür den Provinzia^
landtag anders gegenübergestellthaben, wenn er hätte ahnen können, daß jetzt noch ein Antrag auf
Beschränkungder Zahl der Provinziallandtagsmitglieder kommen würde.

Die Geldfrage könne hier unmöglicheine ausschlaggebende Rolle spielen, man könne etwa
rechnen, daß jeder Landtagsabgeordneteder Provinz 100 Mark koste. Wenn wirklich 20 bis 30 Mit'
glieder in Frage kämen, so wäre das aber ein Objekt von 2000 bis 3000 Mark; das könne
keine ausschlaggebende Bedeutung haben.

Demgegenüber betonten Frennde des Antrages, von Ueberraschung oder Überrumpelung,
könne keine Rede sein. Es sei ja schon wiederholt in früheren Jahren von dieser Sache gesprochen
worden; darum habe jeder damit rechnen können nnd müssen, daß derartige Erwägungen
kommen würden.
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Im übrigen bezweckeder Antrag weiter nichts, als daß statistisches Material vorgelegt
werden solle, auf Grund dessen eine Prüfung der Frage möglich sei. Es solle eben nur diese Frage
geprüft werden. Es sei noch gar nicht sicher, daß wirklich schon dem nächsten Provinziallandtage
eine Vorlage im Sinne der Abänderung der Westfälischen Provinzialurdnuug gemacht werden solle.
Die Erfahrungen, die man in Westfalen gemachthabe, sprächen dafür, solche Sachen frühzeitig in
Angriff zu nehmen. Man brauche mehrere Jahre, um zu einem Gesetz zu kommen.

Demgegenüber wurde von Gegnern des Antrages mit Nachdruck darauf hingewiesen,daß
es ein ganz ungewöhnlicher Vorgang sei, der hier vorliege, wenu der Antrag so zu verstehen sei,
wie er von einem der Herren Mitunterzeichner erläutert worden war, daß sich im Jahre 1912
ble Wahlen zum Provinziallandtag noch nach den alten Bestimmungen vollziehen sollten; dann
würde das Gesetz, wenn es in der Weise wie in Westfalen erlassenwerden solle, überhaupt erst bei
den übernächsten Wahlen zum Provinziallandtage im Jahre 1918 in Kraft treten können. Man
hätte lllfo noch 7 Jahre Zeit, und es sei doch eiu ganz ungewöhnliches Vorgehen, daß man schon
letzt ein Gesetz anstrebe, das erst nach 7 Jahren in Kraft treten fülle. Dieses Vorgehen müsse
befremdlich erscheinen und Mißtrauen erwecken. Dieses Mißtrauen gehe darauf aus, daß man unter
allen Umständen schon den Provinziallandtag in seiner gegenwärtigenZusammensetzungveranlassen
nwlle, im nächsten Jahre den gewünschten Gesetzentwurf durchzubringenund zu beschließen.

Das sei gegen allen parlamentarischenBrauch; denn man greife dadurch dem zukünftigen
provinziallandtage vor. Der künftigeProvinziallandtag werde im Jahre 1912 gewählt werden.
" trete also im Jahre 1913 zum ersten Mal zusammenund habe dann noch volle 5 Jahre Zeit,
um m Erwägungen darüber einzutreten, ob eine Abänderung der Wahlbestimmungenbis zum Jahre
1918 geboten sei. Es sei parlamentarischüblich, in das Selbstbestimmnngsrechteines Parlaments
nach seiner neuen Besetzung nicht einzugreifen, fondern abzuwarten, wie das neue Parlament selbst
"über denkt. Es sei gar nicht ausgeschlossen, daß, wenn der gegenwärtigeProvinziallandtag dem
unftigen vorgreifenund so iu seiue Rechte und Interessen eingreifen wolle, dann der neue Provinzml»
andtag umgekehrtverfahre» und sich an den Beschluß des gegenwärtigenPruvinziallandtages nicht
ehren, sondern einen neuen Beschluß fassen werde, der einen anderen Inhalt habe, dann würde
araus ein sehr unerfreulicher,unerwünschter Zustand entstehen.

., Dieses Verfahren gebe doch auch nach anderen Richtungen hin zu Bedenken Anlaß. Es
w nicht ausgeschlossen,daß gerade dadurch erst eine gewisse Verstimmung,Unzufriedenheitund
'parteiung in den Provinziallandtag hineingetragen würde. Diese Mißstimmung könne in den
Lwßen Städten eintreten und das sei doch sehr unerwünscht und unerfreulich. Die Vertreter der
größerenStädte hätten bisher einmütig mit den übrigen Mitgliedern des Provinziallandtages zu-
inmmengearbeitet und wenn die Ausgaben der Provinz in der Hauptsache,jedenfalls zum grüßten

"l mehr dem Lande als den Städten zugeflossenseien, so hatten doch die Städte gerade für
..^Aufgaben volles Verständnis und sehr liberales Entgegenkommenbewiesen. Es liege daher

Grund vor, den großen Städten hier entgegenzu treten.
NH Aus diesen Erwägungen heraus, meine Herren, hat sich dann die I. Fachkommission mit

eyrheit dahin schlüssig gemacht,Ihnen zu empfehlen,der Provinziallandtag wolle den Antrag des
^°vmzialausschusses ablehueu.

Namens der I. Fachkommission empfehleich Ihnen diesen Antrag.
VorsitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung.Das Wort hat der Herr AbgeordneteHueck.

ant abgeordneter Hneck: Als Vertreter der Minorität der I. Fachkommission und als Mit-
aOeller erlaube ich mir, einige Worte zu diesem Antrage zu sagen.

23»
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Der Herr Referent hat in sehr objektiver und richtiger Weise die Ansichten der Minorität
vorgetragen, wie sie in der Kommissionlaut gewordensind. Es ist in der Kommissiongeäußert
worden, daß wir mit dem Antrage eine Ueberrumpelungbeabsichtigte». Dieses ist absolut nicht der
Fall gewesen,denn eine derartige Ueberrumpelung würde, wie auch der Herr Referent sagt, eine
Mißstimmung uud zwar eine ganz berechtigteMißstimmung hervorrufen. Das hat jedem der An¬
tragsteller fern gelegen.

Was wollen wir eigentlich mit diesem Antrage? Wir wollen, daß der Provinzialaus-
schuß iu eiue Prüfung der Frage eintritt und gegebenenfallsdem nächsten Provinziallandtage eine
Vorlage macht. Meine Herren, bei den letzten Verhandlungen — war es 1908 oder 1909? -^
die wir anläßlich des Umbaues dieses Haufes über die Vermehrung der Abgeordnetenhatten, wurde
ein derartiger Antrag auf Verminderung der Abgeordnetenin letzter Stunde gestellt, und die Be¬
ratung über den Umbau, die schon sehr weit gediehen war, konnte dadurch nicht aufgehalten und
nicht weiter beeinflußt werden. Damals kam die Meinuug Seiuer Exzellenz des Herrn Ober-
Präsidenten Freiherr von Schorlemer zum Ausdruck,der da sagte: Wir würden Jahre gebrauche»,
um ein derartiges Gesetz zustande zu bringen. Meine Herren, wenn wir nun direkt in diesem
Landtage die Anregung dazu geben, in eine Prüfung einzutreten, fo soll diese Prüfung der Pro-
viuzialausschußvollziehe». Im Provinzialausschuß ist Stadt und Laud, sind die Interessen beider
in ganz ausgezeichneterWeise vertreten. Wir haben im Provinzialausschuß 5 Vertreter der Groß¬
städte — Cöln, Aachen,Düsseldorf, Essen, Trier — und als beratendes Mitglied den Vorsitzenden
unseres Provinziallandtages, Herrn OberbürgermeisterSpiritus, der die Stadt Buun ja hier im
Landtage vertritt. Also, eine objektivere Prüfung könnte man sich gar nicht denken als durch den
Provinzialausschuß selbst.

Meine Herreu! Die Antragsteller beabsichtigenauch gar nicht, daß die Verhältnissevon
Westfalen auf unsere Rheinpruvinz übertragen werden sollen; nein, es soll eben nur geprüft werden,
welche Verhältnisse flir die Rheinpruvinz sich am besten eignen. Ich halte das für außerordentlich
wichtig und möchte nochmals hervorheben, daß uns die nächsten Wahlen auf der Grundlage der
Vevölkerungsziffervon 1910 eine Vermehrung der Abgeordneten um 30 bringen werden. Wir
haben jetzt 176 uud wir werden demnach206 Abgeordnete bekommen,und diese 30 Abgeordnete
werden meistens, fast ausschließlich Vertreter der großen Städte sein und dadurch nach jeder Nichtnng
hin, wenn ja möglicher Weise diese Zahl in der späteren Verhandlung als stationär festgelegt werden
sollte, doch eine sehr große und starke Vertretuug der Städte involvieren.

Also, es liegt in keiner Weise eine Animosität gegen die Städte hierbei vor.
Meine Herren! Ich resümieremich nochmals dahin, daß ich Sie bitte, dem Antrage der

2b Herren zuzustimmen,in eine Prüfung der Frage einzutreten. (Bravo!)
Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete OberbürgermeisterWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Der Gedanke, der dem Antrage der Herren

von Aschoff und Genossen zugrunde liegt, beschäftigt uns heute zum dritten Male; nicht wie das
Schiller'fcheMädchen aus der Fremde alljährlich, aber doch in zweijährigenIntervallen ist er bel
uns eingekehrt, zu der Zeit, da die ersten Lerchen fchwirren.

Meine Herren! Die beiden Anträge, die früher vorlagen, namentlich der Antrag des
Herrn von Runkel, unterschieden sich, wie ich anerkennenmuß, von dem jetzigen Antrage insofern,
als sie den Provinziallandtag in seinem Plenum sofort zu eiuem Beschluß in bestimmterNichtnng
veranlassen wollten.
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Damals entstandenden: Antrage hier im Hause entschiedene Gegner. Abgesehen von den
Vertretern der Städte, wandten sich gegen ihn der Herr Landeshauptmann und der damalige Herr
Oder-Präsident; der Antrag fand meiner Erinnerung nach nur eine kleine Minderheit.

Der gegenwärtigeAntrag sieht auf den ersten Blick so aus, als ob sich jeder aus diesem
hohen Hause mit ihm befreundenkonnte. Ich halte das aber — die Herren Antragsteller mögen
mir das nicht verübeln — für einen Schein. Ich betrachte den Antrag als den ersten Schritt auf
einem Wege, der in seinen weiteren Konsequenzen zunächst im Provinzialausschußund daun auch
im Provinziallandtag Gegensätze hervorrufen muß, die bisher zum Besten des Ganzen geschlummert
haben. (Zustimmung uud Beifall.)

Meine Herren! Das Beispiel von Westfalen hat anscheinend faszinierend auf die Herren
Antragsteller gewirkt. Ich möchte darauf hinweisen,daß die Verhältnissein Westfalen in zweifacher
Beziehung anders liegen als in der Rheiuprouiuz. Zunächst sind die gegenwärtigenGrundzahlen
in Westfalen kleiner als unsere rheinischen. In Westfalen kommt auf 35 000 bezw. 70 000 Ein-
wohner ein Abgeordneter,während in Rheinland 40 000 und 80000 die Norm sind.

Der zweite größere Unterschied,meine Herren — und ich bitte Sie, sich darüber klar zu
werde» — beruht darin, daß Westfalen nicht annähernd im gleichen Maße wie die Rheinprovinz
große Städte uud besonders — wenn ich so sagen darf — Städte erster Ordnung besitzt.

Nun frage ich Sie: Haben Sie die Konsequenzenermessen, die aus der Anregung
hervorgehen?

Wenn wir zuuächst die Wahlen nach der neuen Volkszählung ans Grund der alten Ein¬
heitszahlen vornehmen, so würde die Stadt Cölu statt ihrer bisherigen 8 Abgeordneten11 erhalten.
Meine Herren, damit würden wir auf einen Standpunkt kommen, den wir nahezu fast schon im
Jahre 1905 erreicht hatten. Denn durch eine besondere Laune des Kalenders tagen wir ja heute
auf Gruud der Volkszählung von 1900. 10 Jahre sind mittlerweile bereits ins Land gegangen.

Meine Herren! Wenn Cöln den elften Abgeordneten erhalten hat, so bekommtes den
zwölften erst dann, wenn wir ans ihn nach dem neuen Maßstabe Anspruchhabeu, und das würde
für Eöln in der Praxis bedeuten, daß die Stadt, die jetzt 512 000 Einwohner hat, in der Ein¬
wohnerzahlnochmals um 512 000 steigen muß, um den folgendenAbgeordnetenzu erhalten.

Sie werden mir doch zugeben, daß das eine Ungeheuerlichkeit ist, daß das ein Vorgehen
darstellt, zu dem man sich nur danu bekennen kann, wenn man etwa über die Großstädte eine so
ungünstigeMeinung hegt, wie sie einer der Herren Antragsteller bei anderer Gelegenheit hier
^ngst zum Ausdruck gebracht hat. Eiu kurzes Wort der Abwehr gegen diese Einschätzungder
Großstädte werden Sie mir von meinem Standpunkte aus nicht verargen, Herr Abgeordneter Cunze
hat nach dem von ihm bereits revidierten Stenogramm, das ich im Bureau eiugesehen habe, aus¬
geführt, daß es eine Forderung der Volkswohlfahrt sei, die Entwicklung der großen Städte zu
hemmen. Meine Herren! Ich glaube nicht, daß man es auswärts verstehe« wird, daß dieses
Wort in dem Landtage einer Provinz fallen tonnte, deren Blüte ganz unzweifelhaftzum Teil auch
"'s der Entwicklungder Städte beruht. (Sehr richtig!) Die Grußstädte sind doch nicht, wie man
«ach den Worten schließen könnte, die damals hier gefallen sind, eine wilde und blöde Ansammlung
du« Massen mit allerhand revolutionären Trieben (Heiterkeit), sundern, meine Herren, es sind
prasse und mit dem Aufgebot aller verfügbaren Kuust geleitete Gemeinwesen,uud das Zusammen¬
wirken so vieler Menschen verschiedener Sinnesart und verschiedener Leistungsfähigkeiterhöht die
Kraft der Städte und befähigt sie, das zu werden, als was seinerzeit der Herr Referent mit Recht
su gerühmt hat: Zentren geistigerund wirtschaftlicher Kultur. (Zustimmung und Beifall.)
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Meine Herren! Wenn wir die Hospitäler schaffen, wenn wir die Hochschulen bauen, wenn
wir durch die Museen dazu beitragen, daß der Heimat die Kunst nicht verloren geht, dann meine
Herren, dienen wir auch der ganzen Provinz. (Beifällige Zustimmung).

Nun, meine Herren, noch etwas anderes: Wer die Augen öffnet, kann sich dem Eindruck
nicht entziehen, daß die Aufsaugungskraft der Landeshauptstadt iu einem gewaltigen Wachsen
begriffen ist. Fast jeder Fahrplan bringt neue Züge vom Rhein nach Berlin. Der Herr Eisenbahn¬
minister muß eben dem Bedürfnis uach der Richtung folgen, und, wenn Sie die Züge benutzen,
so sehen Sie auf dem Wege von und nach Berlin fast alle Pcrsönlichkeiteu,die im öffentliche» oder
wirtschaftlichen Leben eine führende Stellung behaupten.

Meine Herren! Gegenüber dieser Zentripetalkraft dieser Reichshauptstadt halte ich es
für eine Pflicht der Provinz, auch die Entwicklung ihrer eigenen Großstädte zu fördern, (Sehr
richtig!) damit die Rheinprovinz nicht zu dem herabsiukt,was man in einem Nachbarlande als die
sogenannte „Provinz" zu belächeln pflegt (Sehr wahr!)

Meine Herren! Hier ist der Satz ausgesprochen worden, das platte Land sei der Jung¬
brunnen für unser Volk. Dieser Satz findet bei mir das sympathischste Echo. Die großen Städte
haben es aber nicht bei der platonischen Liebe bewenden lassen, meine verehrten Herren; wir haben
ihnen unsere Sympathie ja auf Schritt und Tritt bewiesen. Aber gleichesRecht auch für die
Stadt! Und zur Entwicklungeiner Stadt gehört jedenfalls auch das, daß man ihre verfassungs¬
mäßigen Rechte, soweit sie damit keinen Mißbrauch treibt, unberührt läßt uud schützt. (Sehr wahr
und Bravo!)

Nun, meine Herren, meine ich, an die Aenderungen von Verfassungsbestimmuugensoll
man nur im Falle dringenderNotwendigkeitgehen. Wo liegt diese Notwendigkeit? Die Vaufrage
ist erledigt, mit der Finanzfrage haben wir uns abgefunden. Die Herren werden zugeben müssen,
daß die Aufgaben des Landes auch bei der gegenwärtigenZusammensetzungimmer ihre Rechnung
gesunde»haben, und, meine Herren, ich glaube, ich kann Ihnen nachweisen,daß je stärker die
Städte angewachsen sind, und je größer die Zahl der städtischen Abgeordnetengewordenist, auch
der Teil unseres Budgets gewachsen ist, das gerade dem platten Lande und den Wünschen,deren
Erfüllung es mit Recht erstrebt, zugute kommt. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Dann ist mir gesagt worden, mehr so im Privatgespriich als offiziell:
Es liegt die Gefahr vor, daß wenn wir die Zahl der Abgeordneten weiter vermehren, soziale
Gegensätze, Parteiungeu entstehen,daß sich vielleicht der konfessionelleHader auch in diesen friedliche»
Saal hineindrängt.

Meine Herren! Ich fehe bis zum gegenwärtigenAugenblick auch noch nicht den kleinste«
Ansatz dazu. Warten Sie doch einmal ab, ob wirklich von der Zugrundelegungder Volkszählung,
die bei der nächsten Wahl ja nun platzgreifensoll, derartige Folgen zu befürchtensind. Meine
Herren, wenn diese Gefahr uns droht, dann werden Sie sicher manche Vertreter der Städte geneigt
finden, niit Ihnen nach einem Wege zu suche», »m diese Gefahr auszuschalten.

Meine Herren! Ich rekapituliere: Es liegt kein Grund vor, an dieser diffizilenFrage z«
rühren. Infolge dieser Frage, meine Herren, dringt in letzter Stunde ein Wetterleuchtenin diesen
Saal, (sehr richtig!) während wir bisher uuter außerordentlichfriedlichem Horizont tagten, "j"
verlegen zunächst den Konflikt in den Provinzialausschuß, iu dem wir bisher sachlich beschlossen
haben, ohne zu fragen, wem eine Bewilligung besonders zugute kommt. Dann kommt t>e
Provinziallandtag daran, uud ich kanu mich der Befürchtung nicht erwehren, meine Herren, daß
damit ein Zusammenbrucheintreten wird, von dem uns Gott und unsere eigene Weisheit bewahre«
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füllte; (Lachen, oho!) gewiß, meine Herren, vor dem uns unsere eigene Weisheit bewahren
sollte — ein Zusammenbruchder treuen und von gegenseitigem Verständnis und gegenseitiger Opfer-
Willigkeit getragenen Kameradschaftzwifchen Stadt und Land. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFusbahn.
AbgeordneterFusbahu: Meine Herren! Nach den verföhnlichen Worten, die eben der

Herr Vorredner an Sie gerichtetha!, mögen Sie es noch einem Vertreter einer Großstadt erlauben
feine Meinung über den Antrag auszusprechcn,der Ihnen vorliegt uud dessen Tragweite Ihnen
wohl allen bewußt ist.

Meine Herren! Aus den Worten des Herrn Vorredners haben Sie wohl empfunden,
daß der Antrag geeignet ist, den Gegensatz zwischen Stadt und Land, den wir stets zu überbrücken
gesucht haben, doch in diesem Raume wach zu rufen.

Zu dem Antrage felbst, möchte ich voraus bemerken: Der Herr AbgeordneteHncck hat
fich dagegen verwahrt, daß der Antrag als eine Ueberrumpelung an Sie käme. Aber, meine
Herren, er mag es mir nicht übel nehmen, wenn ich persönlich den Antrag doch als eine solche
Ueberrumpelung ansehe. Denn, meine Herren, er hätte wohl bis zum zweitfolgcndeu Landtage
3eit gehabt, der erst in der nenen Zusammensetzung hierher zusammcnlierufenwerden wird. Er soll
M gar keine Wirkung für den nächsten Landtag, für die nächste Zusammenbcrnfnughabeu. Warum
wird denn aber der Antrag jetzt schon gestellt, wenn er erst auf den drittfulgenden Landtag
wirken foll?

Nun ist die Sache ja sehr harmlos dargestellt worden; es soll sich nur um eine Prüfung
handeln. Meine Herren, ich trete uicht in eine Prüfung über Dinge ein, die ich nach meinem
Gewissena limino, abweisen muß (Sehr richtig!), uud deswegenglaubei ch, daß niemand, der auf
dein Boden steht, daß eine Verkürzung des Wahlrechts der größeren Städte uicht erfolgen soll,
überhaupt in eine Prüfung dieses Antrages eintreten kann. Es ist eine Sache, die wir eben nicht
prüfen können, über die wir nach meiner Meinung nicht verhandeln dürfen.

Es ist gefügt worden: Der Landtag ist zu groß für die Arbeit, die er hier leisten soll.
Das gebe ich zu. Wir können nicht alle an der intensivenArbeit der Kommissionen teilnehmen,
^ber es handelt sich auch nicht allein um die Arbeit, die hier geleistet werden soll, es handelt sich
hier um die Vertretung der Interessen der Kreise, die uns hierher geschickt haben, und die Ver¬
tretung dieser Interessen wird nicht allein in den Kummissiousarbcitengeleistet,sie wird auch iu
°en Gutachten geleistet, die wir hier in diesem Raume mit der Ausübung unseres Stimmrechtes
abzugeben haben.

Meine Herren! Die Vertretung der Interessen unserer Auftraggeber ist das Wichtigste,
was wir hier haben. Alle Kreise werden zn den Lasten und Leistungenherangezogen, und wenn
wir das unseren Rechten gegenüberstellen, meine Herren, dann finden wir doch, daß das Verhältnis
°« Lasten und Leistungenzu den Stimmen, mit denen wir hier vertreten sind, große Divergenzen
aufweift. Ich h^ mir die Anfstellung der Provinzialabgaben von 1910 augefehen nnd habe da
festgestellt,daß z. V. die Stadt Düsseldorf ans 192892 Mark Abgaben nur mit einer Stimme
Mr vertreten ist; sie zahlt im ganzen 964 463 Mark Beiträge zu dcu Pruvinziallasteu und hat
^ Stimme». Also, sie hat auf rund 192 800 Mark ihrer Abgabe nur eine Stimme. Die Städte
Aachen, Boun, Cöln, Duisburg, Elberfeld uud Efseu habeu alle nur eine Stimme auf über
100 000 Mark Pruviuzialabgabe. Dagegen kommen Sie dann zu manchen anderen Kreisen
^runter, die bei einer Abgabe von 8290 Mark eine Stimme haben. (Hört! hört!) Meine Herren,
"" fehen, daß hier das Stimmenverhältnis im Verhältnis zur Leistung weit auseiucmdergeht.
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Ich will nicht den Grundsatz vertreten, daß die parlamentarischenKörperschaftenlediglich
nach dem Verhältnis der geldlichen Leistung zusammen gesetzt werden sollen. Wir haben diesen
Grundsatzim Dreiklassenwahlsystem.Man mag über dieses System in der staatlichenVerwaltung
absprechend urteilen; aber in der kommunalen Vertretung — und dazu gehört diese Vertretung hier —
ist eine Verteilung der Stimmen unter Berücksichtigung der Leistungenwohl berechtigt.

Meine Herren! Sie sehen, zu welcheu Konsequenzenes führt, wenn Sie hier abwägen
wollen: Wie ist die Vertretung zu verteilen? Diese Abwägung wird aber mir dnrch Ihreu An¬
trag hervorgerufen. Wenn Sie ihn durchführenwollen, dann werden Sie doch nicht dazu kommen
wollen, daß Sie die kleinen Kreise, die jetzt eine Stimme haben, hier ausschalten. Das würde ich
von meinemStandpunkt aus auch für eine Unbilligkeithalten. Wo wollen Sie dauu die Stimmen
kürzen? Das kann nur bei dcu großen Städten geschehen.Diese kommen dann mit einer geringeren
Vertretung hierher, mit einer Vertretung, die ihren Leistungenkeineswegs entspricht. Das ist eine
Unbilligkeit, die ich auch den Antragsteller»selbst nicht zutraue, wcuu sie sich den Antrag genauer ansehen.

Meine Herreu! Ich möchte Sie dringend davor warnen, an den Grundlagen der Verfafsung
zu rütteln, auf Grund deren wir hier zusammengekommen sind. Denn wenn Sie daran gehen,
den Z 10 zu ändern, so liegt es für die Städte auch nahe, au die Grundlagen des Z 46 zu gehen,
der von der Zusammensetzung des Proviuzialausschussesspricht. Auch diese Zusammeusetzuug dürfte
nach dem jetzigen System nicht mehr der Verteilungder Bevölkerung und der Beiträge richtig entsprechen.

Ich meine: Stelleu Sie sich deu Aenderungenentgegenuud Sie werden finden, daß Sie
dabei am besten fahren, nach dem Grundsätze: «Hniota non movors!

Meine Herreu! Gs ist dann gesagt worden, eine andere Zusammensetzungdes Landtages
könnte zu Gruppenbildungen führen. Meine Herren, ganz frei von Gruppenbildungen sind wir
auch heute nicht. Die Gruppeu treten nur nicht greifbar in die Erscheinung,und es ist eine offene
Frage, ob nicht eine regelrechtbegründeteoffene Fraktionsbildiing segensreicher wäre, als eine solche
stille Gruppenbildung. (Oho!) Ja, meine Herren, Sie rufen: „Oho!" Aber ich glaube, daß
trotzdem gerade auf der Seite, von der das Oho kommt, fchon am allernächsteneine Gruppe»"
bildung liegt. (Heiterkeit.) Also, für mich ist es eine offene Frage, ob eine regelrechtkonstruierte
Fraktion nicht richtiger wäre, als eine stillschweigende, unter der Decke schlummernde, aber doch zu¬
weilen wellenschlageud an die Oberfläche tretende Gruppe.

Meine Herren! Ich komme zum Schluß, uud ich möchte mich den Worten des Herrn Vor¬
redners anfchließen: Wir leben bis jetzt hier in Frieden, zwischen Stadt und Land und auf dem
Frieden zwifchen Stadt und Land beruht der Segeu uuserer Provinz. (Bravo!)

Von uuserer Seite, vou der Seite der Städte ist dieses Mal der Angriff — deun als
einen Angriff müssen die Städte es ansehen— nicht ausgegangen. Sie werden aber einschen, oB
wir das Recht nnd die Pflicht haben, nus dagegeu zu wehren, daß die Vertretung der Städte M
Zukunft iu diesem Landtage verkürzt wird.

Aus diesem Grunde möchte ich Sie bitten, den Antrag abzulehnen.
VorsitzenderSpiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Groote.
Abgeordnetervon Groote: Meine Herren! Ich möchte znnnchst der Auffassungentgegen

treten, als ob es sich bei diesem Antrage irgend wie um eine Gegensätzlichkeit gegen die 6"^!
Städte handelte. (Sehr richtig und Bravo!) Ich lege besondere» Wert darauf, festzustellen, daß
namentlich nicht die Rede davon sein kann, als ob hier ein Gegensatz zwischen Landwirtschafteinersen»
und Handel und Industrie andererseits hervortreten könnte. Denn, meine Herren, Sie werden g^
sehen haben: Der Antrag ist von einer Reihe von Großindustriellen unterschrieben,von Her«"/
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denen Sie nicht im mindestenzutrauen werden, daß sie die Interessen von Industrie und Handel
hintansetzen. Meine Herren, ich verkenne nicht im allergeringstendie großen Verdienste,die unsere
großen Städte in der Rheinprouinz sich erworben haben, zunächst in materieller Beziehung, indem
sie mit ihrer starken steuerlichen Leistungsfähigkeitmit dafür eintreten und dafür sorgen, daß anch
die minderleistungsfähigenGegendennach Möglichkeit gehoben werden — eine Aufgabe,meine Herren,
die ihnen meines Trachtens aber von selbst obliegt, als Glieder eines großen Gemeinwesens,ge¬
wissermaßen als Glieder einer Familie, wie sie die Provinz bildet, also ganz naturgemäß die stärkeren
"lüfte den schwächeren mit durchhelfeu müsseu. Ich verkenneebensowenig die großen Verdienste
der Städte auch auf den übrigen Gebieten, namentlichin geistigerund kultureller Beziehung.

Aber, meine Herren, nun möchte ich fragen: Ist es denn notwendig, daß die großen
Städte deshalb durch eine möglichst große Zahl von Abgeordnetenim Provinziallandtage vertreten
sein müssen, um mit Rücksicht auf diese Verhältnisse ihre Interessenhier zum vollen Ausdruck zu bringen.

Ich behaupte, daß, wenu wir dazu übergehe», uus eine gewisse Beschränkung in der Zahl
der Vertreter uuserer Kreise im Proviuziallandtage aufzuerlegen, diese Beschräuknug ebensowohl die
Landkreise, wie auch die Städte trifft (Widerspruch.) Was speziell meinen Wahlkreis angeht, so
bw ich dahin informiert, daß nach dem jetzt bestehenden Wahlsystemin 4 bis 5 Jahren der Zeit¬
punkt eintreten würde, wo er einen zweiten Abgeordneten in den Provinziallandtag zu eutseudeu
hätte. Würde dagegen eine ähnliche Regelung vorgcuommenwerden, wie das in Westfalen geschehen
'<t, so würde dieser Zeitpunkt wahrscheinlich erst in 25 bis 30 Jahren eintreten. Und nnn behaupte
'^' daß ein zweiter Abgeordneterfür einen solchen Kreis von erheblich größerer Bedeutung ist, als
NN 1y. oder 15. Abgeordneterfür eine große Stadt. (Sehr richtig!)

Der Herr AbgeordneteFusbahn hat bezweifelt,ob die steuerlichen Leistungender einzelnen
immunen 3» ihrer Vertretung im Provinziallandtag im richtigenVerhältnis stehen.

Ja, meine Herren, sehen Sie sich einmal alle Vertretungen dieser Art an, seien es par¬
lamentarische,seien es kommunale. Ich glaube uicht, daß wir iu der Lage sind, eine Vertretung
3" finden, wo die Zahl der Vertreter auch nur einigermaßenzutreffeud nach der steuerlichen Leistung
berechnet ist.

Wie ist es denn in Ihren großen Städten selbst, meine Herren? Haben denn da die
großen Steuerzahler in der Stadtverordneien-Versammluug tatsächlich zifferumäßig diejenigeVer¬
tretung, die sie nach ihrer erheblichen Steucrleistung beanspruchen könnten? Das ist meines Wissens
"Mut nicht d^ Fall. (Sehr richtig! Abgeordneter Dr Neven Du Mont: Bis zn einem
^wissen Grade wohl!)
^ Nun ist hier gesagt worden, daß es sich um ciuc Ueberrumveluug handele, daß ohne

orbereitnngund ohne Fühlungnahme mit einem Antrage losgegangenwerde, der auf eine Vcr-
«zung der Rechte eines Teiles der Wahlvcrbände unserer Provinz abziele. Meine Herren, den
ntragstellern hat bei der Fassung des Antrages, wie er jetzt vorliegt, gerade die ausgesprochene

>"ht inuegewohnt, eine derartige Uebcrrumpelnngzu vermeiden, vielmehr nur die Anregung zu
«° en, daß die ganze Frage einmal tunäiws geprüft werde nnd eine weitere Entscheidung erst einem
^"eren Landtage vorbehalten werden soll. Ich glanbe also nicht, daß in dieser Beziehung ein
einf?^ "h"beu werden kann. Hätte man die Sache anders machen »vollen, dann wäre ja nichts
au 3 ^W' als den Antrag zu stellen, eine Regelung zu befürworte!,, wie sie für Westfalen
^"'blicklich znr Entscheidungsteh!. Das ist nicht geschehen, weil man zunächst die Sache in aller

ye besprechen und namentlich anch alle Umstände erwägen wollte, die etwa für die Rheiuprovinz
e andere Regelung, als in Westfalen angezeigt erscheinen lassen.
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Nun ist ja dieser Vorgang in Westfalen, wie der Herr Abgeordnete Wallraf richtig hervor¬
gehoben hat, der Anlaß dazu, daß der Antrag überhaupt gestellt worden ist. Wenn auch dieser
Vorgang nicht gerade faszinierend auf die Antragsteller gewirkthat, so ist er doch meines Ewchtens
ein wohl begründeter Anlaß, der hier bereits wiederholterörterten Frage noch einmal näher zu treten-

Meine Herreu! Liegen denn in Westfalen die Verhältnisse so erheblich anders als in der
Rheinprovinz? (Rufe: Jawohl!) In Westfalen haben sich meines Wissens die großen Städte
schließlich auch dem Antrage angeschlossen; sie haben keine Beschränkung ihrer Rechte darin gefnudcn,
weuu eine solche Einfchränkungder Zahl der Abgeordnetenauf die Dauer herbeigeführtwürde, und
ich mochte glauben, daß sich die Sache hier in der Rheinprovinz auch ganz ähnlich entwickeln wird,
wenn in aller Ruhe von allen Seiten die ganze Frage erwogenwird, und daß es durchaus uicht
nötig ist, daß irgend welche Schärfe aus der Verhandlung zurückbleibt. (Bravo!) Meine Herren
das würde niemand mehr bedauern als ich.

Es ist darauf hingewiesen worden, daß die Sache absolut uicht so eilig wäre. Ja, meine
Herren, der Anlaß ist augenblicklich dnrch das Vorgehen in Westfalen gegeben. Warum sollen wir
uns nun heute darauf festlegen,daß es dem nächsten Pruvinziallandtage »och vorenthalten bleibe»
soll, zu dieser Frage Stellung zu nehmen. Warum sollen wir nicht dem nächsten Pruvinziallandtage
eine Stellungnahme ermöglichen, nachdem der Provinzialausschuß ein ganzes Jahr hindurch Zeit
gehabt hat, die Frage zu prüfen, und im nächsten Jahre nach irgend einer Richtung hin Vorschläge,
zu machen. Dann mag ja im nächsten Jahre der Pruvinziallandtag sagen: Wir halten die Sache
nicht für geuügeudreif; wir halten es für richtiger, daß einem später auf Grund der Neuwahlen
zusammentretendenLandtag die Entscheidung vorbehalten bleibt. Aber daß wir uns heute sckM
durch Ablehnung des Antrages, wie er von der I. Fachkommissionvorgeschlagenworden ist, des
Rechtes förmlich begebensollten, im nächsten Jahre nochmals über die Sache zu verhandeln,und
zwar auf Grund einer eingehenden Vorprüfung ini Provinzialausschuß, das, meiue Herren, scheut
mir nicht berechtigtzu sein.

Ich möchte Sie bitten, meine Herreu, dem Antrage der I. Fachkommission nicht beizutrcten
und den Antrag anzuuehmen,wie er hier im Hause eingebrachtwurde» ist. (Beifall),

VorsitzenderSpiritus: Das Wort ist uicht weiter gewünscht worden, —
Jetzt wünschtdas Wort Herr AbgeordneterPiecq,
AbgeordneterPiecq: Meine Herren! Ich weiß nicht, ob die Herren Antragsteller da

übersehen haben, daß der Antrag doch keineswegs dem Zngc unserer Zeit folgt, im Gegenteil »>
seinen Wirkungen durchaus der freiheitlichenEntwicklungunserer Zeit widerspricht.

Meine Herren! Ob aus deu großen Städten oder ob aus den Landkreisen eine größere
Zahl von Abgeordnete« hier hereinkommt — immer ist es eine Vermehrung des bürgerliche»
Elements, und, meine Herren, wenn wir eine gute Fühlung mit der Bevölkerungund ihren Be¬
dürfnissenhaben wollen, dann können wir eine solche Verstärkung des bürgerlichenElements »ach
jeder Richtung hin nur begrüßen. (Sehr richtig.)

Meine Herren! Ein Vurwurf, der diesem Hause gemachtwird, besteht darin, daß M
in ihm so viele Abgeordnetebefinden, die in ihrem bürgerlichen Leben Beamte sind. Tatsächlich
besteht mehr als der dritte Teil unseres Hauses aus Beamten.

Meine Herren! Nun hat uns eben der Herr Vorsitzendeder LandwirtschaftskainmerMit¬
geteilt, daß er es freudig begrüßenwürde, wenn er der alleinigeAbgeordnete seines KreisesRheinbach
bliebe, (Heiterkeit)wenn also da nicht, entsprechend den heute geltenden Bestimmungen, ein zweiter
Abgeordneterhinzukäme. Meine Herren, ich glaube, auch für den Kreis Rheinbach wäre es doch
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außerordentlichzu begrüßen, wenn neben dem berufenen Vertreter des Kreises auch das bürgerliche
Element in der Vertretung des Kreises hinzukäme. (Heiterkeit.)

Meine Herren! Der Gegensatz, wie er immer zwischen Stadt und Land konstruiert wird,
O doch nur künstlich. Bedenken Sie doch: wie sind denn die ganz großen Städte in unserer
Provinz vielfach entstanden? Dadurch, daß sie die ländlichenBezirke, die um sie herumlagen, in
sich aufgenommen haben. In den großen Städten, namentlich in Cöln mit seinem weiten Areal
—- die Stadt Cöln ist ja dein Areal nach wohl die größte Stadt oder wird sie jetzt ttbcrtroffcn?
(Rufe: Nein!) — sind weite ländliche Gefilde, und die 11 Abgeordnetenvon Cöln sind uicht nur
berufen, den inneren Kern der Stadt zu vertreten, sondern auch die Bauern, die der Stadt
angehören. (AndauerndeHeiterkeit. Glucke des Vorsitzenden.) Meine Herren, an dieser Vertretung
haben die städtischen Abgeordnetenes hier niemals fehlen lassen

Meine Herreu! Im übrigen muß ich auch, damit die Angst der Herren Antragsteller
(Zuruf: Angst?) vor der Vermehrung der Abgeordneten nicht zn groß wird, auf eine für uns
Deutsche sehr bedauerliche Tatsache hinweisen: daß nämlich die Vermehrung der Bevölkerunglängst
nicht mehr in dem Maße fortschreitetwie früher. Leider ist die Ziffer der Eheschließung«!und
auch der Geburten stark im Rückgänge. Also die Furcht, daß die Zahl bcr Abgeordnetengar zu
groß werden würde, ist meiner Meinung nach in keiner Weise begründet.

Dann, meine Herren, braucht Ihre Furcht auch deshalb nicht so groß zn sein, weil ja
b'e Herren Antragsteller und diejenigen, die mit ihnen gehen, von einer Einigkeit sind, die ich den
Städten wünschen möchte, (Sehr gut! Bravo!)

Meine Herren! Die Städte mit ihren Sonderinteresscn sind leider uncins, und wenn
Ihnen auch wirklich die nächsten oder übernächsten Wahlen etwas mehr städtisches Blut hier hineiu-
brrngen sollten, so brauchten doch die Herren davor gar keine Angst zn haben, denn bei ihrer
bekannten Einigkeit werden Sie immer obsiegen.

Also, meine Herren, ich glaube, wir können die Sache beleuchtennach welcher Richtung
^'l immer wollen — ich möchte anch, wie die übrigen Herren Vorredner im Interesse der Erhaltung
°es Friedens, der uns bisher so schön beschert worden ist, darum bitten, dem Antrag der I, Fach¬
kommissionbeizutreten und den Antrag der Antragsteller abzulehuen, (Beifall)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterConze.
Abgeordneterv. Couze: Meine Herreu! Gestatten Sie mir mir wenige Worte, um

Herrn Oberbürgermeister Wallraf auf den Angriff zn antworten, auf deu ich durchaus nicht
""bereitet war.

Ich habe leider das Steuogramm nicht bekommen können. Es ist im Druck. Ich muß
°°shalb aus dein Gedächtnis zitieren.

Herr OberbürgermeisterWallraf hat mich damals gleich nach der Sitzung gefragt: Haben
^ wirklich den Ausdruckgebraucht, daß es darauf ankomme, die Entwicklungder Großstädte zu
hemmen? Ich ^gte: Ja! Den Ausdruck habe ich gebraucht. Darum habe ich ihn auch im

lenogramm nicht geändert, ich habe ihn ruhig stehen lasfcn. Aber jeder, der die vorhergehenden
"° die nachfolgende,,Sätze liest, wird anerkennen müssen, daß das ein unglücklich gewählter
usdmH war. Es hätte statt „hemmen": heißen müssen: „nicht zu begünstigen". (Oho! oh!)

^" den, Satze vorher habe ich gesagt: Im Interesse des Staatswohls können wir die Städte
M einsperren,und wo sie sich vergrößern müssen, da müssen wir sie ruhig gewähre,! lassen.

Ich habe nachher weiter gesagt: Die großen Städte sind für die Staatswohlfahrt eine
lsse Gefahr - nicht durch ihre eigene Schuld, sondern durch die Anhäufung von Volksmassen,
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nnd der AbgeordneteWallraf hat mir hente in seiner Rede anch darin Recht gegeben, denn er
sagte, das flache Land ist der Jungbrunnen für das Volk. Jawohl! Der Jungbrunnen wird aber
leider dadurch entleert, daß seine Produkte iu die großeu Städte abwandern. In den großen
Städten wird er dann nicht mehr als Inngbrnnnen wirken. In den großen Städten werden —
darüber können wir uns gar nicht täusche» — die Familienbande namentlich in den unteren
Schichten der Bevölkerungiu bedenklicher Weise gelockert.

Wenn ich den Herrn Abgeordneten in dieser Beziehung ans etwas aufmerksammachen
dürfte, das meine Auschammgen illustriert — ich lasse jedem seine eigene Meinung darüber, ob er
das für unerheblichhält — so bitte ich ihn, einmal die monatlich erscheinendenPersonenstandslisteü
von Cöln vorzunehmen. Nach Abzug der Kinder von auswärtigen Müttern, die aus bekannten
Ursachen nach Cöln gehen, hat Cöln iu jedem Monat 10 "/,> uneheliche Geburten. (Gruße anhaltende
Heiterkeit. Glocke des Vorsitzenden.) Ich kann die Zahl nicht anders berechnen. — Sie werden
mir zngeben, daß das eine große Kalamität ist, (dauernde Unruhe, Glocke des Vorsitzenden!) die
unsere Staatswohlfahrt bedroht.

Ich meine, wir sollten die angebliche Verkürzung der großen Städte ausscheiden lassen,
denn es handelt sich bei dem Antrag auf Begrenzung der Abgcordnetenzahl,wie schon oft hier
bemerkt worden ist, nicht um eine Verkürzung der großen Städte, sondern nm eine Verbesserung
unserer Verwaltung, indem im Landtag die Kräfte für die gegebenen Arbeiten volle Verwendung
finden sollen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat Herr AbgeordneterWallraf.
AbgeordneterWallraf: Meine Herren! Es würde, glanbe ich, nicht verstandenworden

sein, wenn ich auf die Worte des Herru Geheimrat Conze, wie sie hier im Saale gefallen find'
bei dieser Gelegenheit, bei der es sich um Rechte und Pflichten der Städte handelt, nicht in der
gewählten, meines Erachtens maßvollenWeife erwidert hätte. (LebhafteZustimmung.) Wenn das
Herrn AbgeordnetenConze Gelegenheitgegeben hat, den Sinn seiner Worte etwas anders zu erklären,
als ich ihn ans dem Wortlaut heraus lesen konnte, so lag das vielleichtnicht nur im Interesse
der Städte. (AbgeordneterConze: Es kommt auf dasselbehinaus!)

Nun, meine Herren, hat Herr AbgeordneterConze von den unehelichen Geburten und «m
dem Jungbrunnen gesprochen,(Heiterkeit!) Die Stadt Cöln ist in ihrer Statistik sehr ehrlich. ^ '
weiß nicht, wie das Ergebnis ausfallen würde, wenn wir eine Statistik für das ganze dentsc)
Reich ausdehnen wollten. Ich habe da aus einzelnen Landesteilen fchon ganz andere Zahlen gelese^
Aber im übrigen möchte ich bemerken: Mit der Vermehrnng oder der Verminderuug der Za)
der Pruuinziallandtllgs-Abgeordnetenhängt die Zahl der unehelichen Gebnrten wohl nicht zusammen
(Große Heiterkeit!) (AbgeordneterConze: Es hängt mit meiner Rede zusammen!) (Glocke de
Vorsitzenden!)

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Es hat sich niemand weiter znm Wort gemelde -
Es erfolgt mich jetzt keine Wortmeldung mehr. Ich frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch ba
Wort wllnfcht.

Berichterstatter AbgeordneterDr. Oehler: Ich verzichte.
VorsitzenderSpiritus: Der Herr Berichterstatter verzichtet.
Meine Herren! Es ist bei nur ein Antrag auf namentliche Abstimmungeingegangen. Die!

Antrag ist von 15 Herren unterschrieben. Also die Zahl der Unterschriftenentspricht der Bestimmung
unserer Geschäftsordnungund wir werden demnachnamentlich abstimmenmüssen.

Meine Herren! Damit wir uns über die Abstimmung ganz klar sind, möchte ich hervo^
heben, daß wir nach unserer Geschäftsordnungüber den Antrag der Fachkommission abzustimM
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haben, der dahin geht: „Der Prouinziallandtag wolle den Antrag ablehnen." Also diejenigen
Herren, die nach dem Antrage der Fachkommission den Antrag ablehnen wollen, werden mit ja zn
antworten haben.

Sind Sie damit einverstanden? (Wird bejaht.)
Meine Herren! Ich werde dann die Namen der Mitglieder aufrufen und bitte, zu antworten.
Herr AbgeordneterWallraf zur Geschäftsordnung!
Abgeordneter Wallraf: Ich halte das für sachlich richtig; aber ich fürchte, es bringt

doch Verwirrung in die Sache hinein. (Sehr richtig!) Ich glaube, man wird doch die Ursprung-
uche Anregung bejahen oder verneinen müssen.

Vorsitzender Spiritus: Das können wir auch tun. Wenn es dem Hause so beliebt,
bann steht durchaus kein Hindernis im Wege.

Meine Herren! Ziehen Sie diese Art von Abstimmung vor? Es ist im Effekt genau dasselbe.
Herr Wallraf schlägt vor, daß diejenigen Herren, die dem Antrage des Herrrn von Aschoff

und seiner Mitunterzeichner zustimme» »vollen, mit ja antworten. Das ist für das Gedächtnis
emfacher;das gebe ich ohne weiteres zu.

Also, meine Herren, wer den Antrag der 25 Herren annehmen will, hat mit ja zu antworten.
Ich rufe nunmehr die Namen auf, (Glocke.)
Meine Herren! Ich muß freundlichstbitten, etwas Ruhe zu halten; sonst können wir die

namentliche Abstimmimgnicht vornehmen.
(Der Vorfitzende beginnt den Namensaufruf.)
Während des Namensnnfrnfs erklärt AbgeordneterArens: Ich habe nicht verstehen können,

'" welcher Weife abgestimmt werden foll.
VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Es ist doch klar und deutlich gesagt worden,

^ch werde es gern wiederholen,möchte dann aber das Hans bitten, Ruhe zu halteu. Ich lanu es
°ch nicht zum dritten male sagen. (AbgeordneterArens: Es ist hier schrecklich unruhig!)

Ja, deshalb bitte ich eben die Herren, Rnhe zu halten.
.. Also ans Antrag des Herrn Wallraf hat das Haus beschlossen, daß diejenigenHerren,
" °en Antrag des Herrn Aschoff nnd der 24 Mituutcrzeichnerannehmen wollen, mit „ja" antworten.

Nun wird es aber doch wohl klar seiu. ^Heiterkeit.)
(Der Namensaufruf wird fortgesetzt.)

. Vorsitzender Spiritus: Ich frage, ob vielleicht einer der Herren, der anfgemfen wurden
'^ nicht anwesend war und die Abstimmung jetzt noch nachholenwill. Dann bitte ich, das zn
""' ~~ Das geschiehtnicht. Dann erkläre ich die Abstimmung für geschlossen.Das Bureau

""" die Stimmen zählen.
(Die Zählung geht vor sich.)

. Weine Herren! Das Ergebnis der Zählnng ist folgendes: Mit „ja" haben 87 Herren
24 ÜÜ"^ mit „nein" 48. Demnach ist der Antrag des Herrn Abgeordnetenvon Aschoff und der

Mitunterzeichnerangenommen.
Wir fahren in der Tagesordnung fort bei dem

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht nnd Antrag des Provinzial-
cnlsschusses, betreffend den Antrag des Verbandes Rheinifch-Westfälischer
Gemeinden anf Uebernahme einer Garantie für einen zu gründenden
Haftpflichtverband.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. zur Rieden, dem ich das Wort gebe.
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BerichterstatterAbgeordneterI)r. zur Rieden: Meine Herren! Sie werden fragen, warum
eine solche Garautieübernahme erforderlich ist. Hierauf lautet die Antwort: Es soll ein Ver-
ficherungsvereinauf Gegenseitigkeit gegründet werden, und das Aufsichtsamt für Privatversicherung
verlangt, das Vorhandenseineiner Summe von 50000 Mark oder einer entsprechendenGarantie.

Die Fragen, die das hohe Haus zu beschäftigen haben, sind:
1, Verdient dir Sache Unterstützungund
2. Ist für die Provinz mit der Uebernahmeder Garantie eiu zu großes Risiko verbunden?

Begründet wird der Antrag mit dem Hinweise auf schlechte Erfahrungen, die mit den
privaten Versicherungsgesellschaftengemacht worden seien. Insbesondere wird Bezug genommen
auf zn hohe Prämicnsätze, auf die Heraufsetzuugder Prämien oder auf die Kündigung des Ver¬
sicherungsvertrages»ach eingetretenem Schadensfall, Endlich wird darauf hingewiesen, daß d«
Versicherungzu hoher Summen gefordert würde, daß die Vcisichernngsgesellschaftcn es ablehnen,
kleine Summen in Versicherungzu nehmen.

Meine Herren! Wir haben hier zu prüfen, ob der zu gründende Versicherungsverband
lebensfähig ist. In dieser Beziehung weist der Verband der Gemeinden darauf hin, daß der
Beamtenverein in Hannover schon jetzt Erfahrungen mit einem derartigen Haftpflichtversicherung^
verbände gemacht hat. Ferner wird darauf hingewiesen, daß auch die Landwirte in Westfalen und
in einigen niederrheiuischen Kreisen bereits seit längerer Zeit einen derartigen Versicherungsverband
haben, und daß damit auch gute Erfahrungen gemachtworden find.

Wenn wir die Sache einigermaßenprüfen wollen, müssen wir uns auch die Struktur des
zu grüudeudeuVerbandes auf Grund seiner Satzungen ansehen. Mitglieder können werden: Land¬
bürgermeistereien,Aemter, Landgemeinden,sowie Städte mit weniger als 30000 Einwohnern und
öffentlichrechtliche Zweckoerbäude. An Beiträgen werden 10 Mark für jedes angefangeneTause«
Einwohner, sowie Zuschläge für Regiebetriebe erhoben. Die Prämiensätze sind von Professor
Moldenhauer, einem Spezialisten auf dem Gebiete der Haftpflichtversicherung,geprüft worden.

131 Bürgermeistereien, Aemter und Landgemeinden sind bereits beigetreten, und de
Verband soll endgültig ins Leben treten,wenn die Einwohnerzahl der Mitglieder, die jetzt 853 0
beträgt, auf eine Million angewachsen ist.

Für die Begründung eines solchen Haftpflichtverbandesder Gemeinden sprachen verschieden
finanzielleMomente. Einmal wird damit der Fortfall der kostspieligen Aquisitionstätigkeiterziel,
ferner der Fortfall der Notwendigkeitvon Dividenden,die bei den privaten Verfichernngsgesellschafte
erzielt werden müssen Ferner kommt unterstützend in Frage die Gleichmäßigkeitder Nis«^
wie sie unbedingt bei einer Versicherungziemlich gleich großer Gemeinden und Kommunalverbän
vorhanden ist.

Der antragstellendeVerband weist auch ans ein erziehliches Moment hin, das darin liege»
soll, daß die Gemeinden,wenn sie sich auf Gegenseitigkeit zu einem Haftpflichtversicherungsverban
zusammen schließen,schon vorsichtigsein und dafür sorgen werden, daß Haftpflichtfalle nicht inl
grußer Zahl eintreten. Meine Herren, zu diesem Punkt der Begründung muß ein Fragezelche
gemachtwerden, Ich werde mir nachher noch gestatten, ganz kurz darauf einzugehen. .

Die zweite Frage, die die Provinzialverwaltung und der Provinziallandtag prüfen WM
ehe die Garantie übernommen wird, ist die: Bedingt die Uebernahme der Garantie nicht eM s
großes Risiko für die Provinz? .

Es handelt sich darum, einen Grüudungsfonds in Hohe von 25000 Mark bereit zn stelle^
die cmderen 25 000 Mark sollen von der Provinz Westfalen übernommenwerden. Dieser Gründung °
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fonds soll dienen: einmal zur Sicherung der Errichtungskosten,ferner als Garantiefunds nnd endlich
als Betriebsfonds.

Was die Errichtungskostenangeht, so hat der Verband der Gemeinden,die den Haftpflicht-
Verbandbegründen, diese Kosten bereits übernommen; daher werden der Provinz hieraus keine
sinnnziellen Lasten entstehen.

Meine Herren! Inbezug darauf, daß der Gründuugsfonds als Garautiefonds dienen soll,
müssen wir in eine Prüfung eintreten. Folgende Momente find geeignet, darauf hinzuwirken,daß
'N dieser Beziehung die Garantie nicht in Anspruch genommen wird. Einmal ist die Höhe der
Entschädigungensatzungsmäßig begrenzt. Ferner besteht eiue Nachschußpflicht der Mitglieder, und
Zwar bis zur dreifachen Höhe der Iahrcsprämie,

Weiter hat der Haftpflichtverband mit dem Stuttgarter Verein einen Riickversichernngs-
vertrag für Schäden von mehr als 5000 Mark geschlossen.Endlichwird ein Reservefondsangelegt,
-«ienu schließlich dieses alles nicht ausreicht, so besteht auch uoch eine Begrenzung der Haftsumme
°urch § 28 Absatz 3 des Statuts, so daß im Falle des Versagens der Mittel die Versicherungssumme
lmer den satzungsmäßigen Anspruch herunter vermindert werden kaun. Es ist also nicht anzunehmen,
°ß der Prouinz hieraus eiue Iuanspruchuahmc erwächst.

Was eudlich deu Zweck des Grüuduugsfuuds als Betriebsfonds anlangt, so ist wohl
"zunehmen, daß iu der ersten Zeit für diesen Zweck eine Inanspruchnahme erfolgt. Es besteht
nn aber auch die Verpflichtung einer Verzinsung der Summe, die die Provinz gegeben hat, und

" Verpflichtungder Rückerstattung,wenn sich Ueberschüsse ergeben.
l,' «> Meine Herreil! Der Antrag ist erst vor kurzemeingebrachtworden. Infolgedessenhaben

Bedingungen,die an die Uebernahmeder Garantie zu l'uüpfensind, noch nicht festgesetzt werde»
>en. Die I. Fachkommission beantragt daher, die Festsetzung dieser Bedinguugeudem Provinzial-

"'sschuß zu überlassen.
Der Provinzialausschuß wird dabei besondersnach drei Richtuua.cnin eine Prüfung ein-

dz " ^m erstens wird er sich die Möglichkeit eines Einblicks in die Geschäftsgebarung
Verbandes vorbehalten müssen. Ferner wird die Frage erwogen werden müssen, ob nicht

^nigen Gemeinden, denen ein Schaden entsteht, einen Teil davun selber zu tragen haben sollen.
kni! nur dann wird in der neuen Einrichtung ein erziehliches Moment zu finde:, sein, wenn jeder
°mniunlllverband.der die Versicherungin Anspruchnimmt, einen Teil des Schadens selbst trägt.

H.,^ Il°ge bedarf der genauestenPrüfung. Dann wurde iu Ihrer I. Fachkummission noch die
Land? -^ ^ Veitritts auch für größere Städte mit mehr als 30 000 Einwohnern uud für die
Prüf ^ ""geregt. Meiue Herren, auch diese Frage bedarf der Prüfung, Man wird bei dieser
Lüns ""^ "^ ^"°" ausgehen müssen, daß eine Gleichmäßigkeitder Risiken, die ja als besonders
Verb ? Mcmnmt f^ diesen Verband betrachtet wird, nur dann vorliegen wird, wenn sich der
Asit "u^ kleinere Städte beschränkt. Kommen die großen Städte mit allen ihren großen
und a l !"""' ^^"' die ans Wasserleitung^ uud Gasleitungsbrücheund sonst entstehende Schäden
Risiken "^ eintretende Haftpflichtfälle begründet sind, so liegt eben eine Gleichmäßigkeit der
als w" ?'? '"^ ^'' und es wird das eintreten, was auch ein Mitglied der I. Fachkummission

Mch bezeichnet hat: daß dann der Verband bald zusammenbricht,
die auf s ""^ b'chr Richtung hin mnß man bei den Verhandlungen und bei den Bedingungen,
weisen ^ '^^"' "^sichtig sei». Es wird sich aber doch vielleicht ermöglichenlafseu, daß
Nüalick/? Städten, die mir kleine Risiken haben, die keine großen Regiebetriebebesitzen,die

M<t der Mitgliedschaft eröffnet wird.
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Die I. Fachkommissionschlägt also dem Pruvinziallandtag vor, er wolle sich mit der
Uebernahme einer Garantie bis zum Betrage von 25 000 Mark einverstanden erklären und die
Festsetzung der Bedingungen für die Uebernahme der Garantie dem Provinzialausschuß überlassen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hvensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung und konstatieredie Annahme des Antrages.

Der folgende Gegenstand der Tagesordnung ist:
Antrag der vereinigten I. und IV. Fachkommission zu dem Bericht und
Antrag des Pruvinzialausschusses, betreffend die Vereitstellung vl>«
Mitteln zur Hebung der Winzernot.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Nasse.
Berichterstatter Abgeordneter von Nasse: Meine Herren! Bereits gestern hat Seine

Exzellenzder Herr Ober-Präsident mitgeteilt, daß die Königliche Staatsregiernng einen Betrag von
100 000 Mark zur Hebung der Nut der Winzer bereitstellenwolle. Dieser Betrag wird von der
Staatsregiernng unter der Bedingung der gleichen Gegenleistungder Provinz gegeben. Eine fernere
Bedingung ist, daß das Darlehn 15 Jahre zinsfrei bleiben soll. Sodann sollen die Kreise, denen
die Darlehen zugeteilt werden sollen, nach Verlauf von 3 Freijahren vom Ende des 4. Jahres «n
in 12 gleichen Jahresraten die Darlehen zurückzahlen,abzüglich eines Betrages von 15"/°, "^
ihnen schenkungKweisebelassen werden soll.

Die Entscheidung über die Verteilung des Darlehens steht dem Herrn Ober-Präsidenten
zu, und für den Fall, daß der Provinziallandtag die gleiche Summe bewilligen würde, würde c
der Wunsch und der Antrag des Provinzialausschussesfein, daß anch der Herr Landeshauptmann
bei der Verteilung mitzusprechen hat.

Die Kreise würden die Summe, die im Falle der Bewilligung 200 000 Mark betragen
würde, an solche Winzer verteilen, die in ihrem Haus- und Nahrungsstande bedroht find, und dene
durch die Gewährung von zinsfreien Darlehen über die schlechtenZeiten der Mißernten usw. lMweg-
geholfenwerden soll. . , .

Die 1. und IV. Fachkommission haben beschlossen, und zwar einstimmig,dem Provinz^
lcmdtagedie Annahme des Beschlusses des Proviuzialausschusseszu empfehlen. ,.

Die Deckungder von der Provinz zu bewilligenden Aufwendung würde in folgender ^"
zu geschehenhaben. Die Belastung der Provinz würde bestehen:

1. in dem Nachlaß von 15«/« gleich 15 000 Mark, «
2. in dem Kostenbeitragein Höhe von 1000 Mark, den die Provinz an die Landcsba«,

die die Summen herzugebenhat, leistet, fowie ferner
3. in Gestalt der Zinfen für 101 000 Mark - 4040 Mark. ^

Mitsamt der Verzinsung und Tilgung der beiden erstgenanntenBeträge würde sich die ^"
belastung auf 4840 Mark jährlich belaufenund je nach der Tilgung der von der Provinz bewillig
Summen bis auf 3400 Mark herunter fintcu. ,«

Meine Herren! Wenn auch diese Beträge nicht allzu hoch find, wenn auch viele"
gewünfcht worden wäre, daß den Winzern mit einer höheren Summe zu Hilfe gekommen wu <
so ist doch gar kein Zweifel, daß die Winzer der Staatsregiernng dankbar sein werden fi"
Hergabe dieses Betrages, der zu der gestern besprochenen Beihilfe zur Bekämpfung des Heu^
Sauerwurms hinzukommt,und es ist auch gar keine Frage, daß die in Betracht kommenden K« 1'
nämlich die Kreise Ahrweiler, Neuwied, St. Goar, Kreuznachund wahrscheinlich auch der Siegt« <
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diese Darlehen annehmen werden, daß mit diesen Darlehen eine große Summe von Not und Elend
beseitigt werden kann, daß es vielen Winzern erleichtertwird, über die jetzigen schlechten Zeiten
hinwegzukommen und sich in ihrem Haus- und Nahrnngsstande zu erhalten.

Deshalb schlagen die I. und IV. Fachkonimissiondem Landtage einstimmig vor, die
Vorlage anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von nnd zu Hoensbroech: Ich
stelle den Antrag zur Verhandlung - - es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Ver¬
handlung und konstatieredie Annahme.

Der folgende Gegenstandist der:
Antrag der 1. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Stellungnahme des Provinziallandtages znr
Gründung einer Zwangsgcnossenschaft zum Zwecke der Regelung der
Vorflut und der Abwasserreinigung im linksrheinischen Industriegebiet
am Niederrhein.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterPiecq.
BerichterstatterAbgeordneterPiecq: Meine Herren! Was der Gegenstand bedeutet, das

Nt Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident in einer früheren Sitzung so klar und deutlich dargelegt,
"ß ich mich hier jeder weiteren Ausführung enthalten darf.

Der Prouinzialausschnß hatte zunächst beschlossen,daß er unter Zuziehung mehrerer
andräte zu dem Entwurf Stellung nehmen solle, ohne das hohe Haus nochmals zn huren. Hiermit
nnte sich indessendie I. Fachkommission nicht einverstandenerklären, weil der Gegenstandaußer-

"deutlich wichtig ist und nicht übers Knie gebrochen werden darf.
Erst nm vorigen Freitag ist der Antrag an die Provinzialuerwaltung herangetreten.
Meine Herren! Es bestanden Bedenken hinsichtlich der Beteiligung der verschiedenen

Interessenten. Das Hauptbedenkenin der I. Fachkommission war, in wieweit die Gemeindenund
'e Industriellen, so weit sie nicht Bergwerkebetreiben, zu den Kosten herangezogenwerden sollen,
nd i„ »yiew^l sie in den maßgebendenVersammlungenStimmrecht erhalten sollen. Diese Be¬
cken sind namentlich hinsichtlich der Beteiligung der Gemeindenim Vorstande durch Erklärungen

." KomglichenStaatsrcgierung ausgeräumt worden. Der Vorstand soll ans 9 Mitgliedern
stehen, und mindestens3 davon sollen Gemeindevertreteroder Landrate sein. In dem Vorstande
u ^auch noch die Königliche Staatsregicrung verschiedene Stimmen, so daß anzunehmenist, daß
e Interessen der Gemeinden in der richtigen Weise gewahrt werden können.

» . Die I. Fachkommissionhat sich nun dafür erklärt, daß der Gesetzentwurfunter ihrer
Lan? K "^ "'"" Zuziehung der Landräte der Kreise Moers, Geldern, Eleve, Kempen und Crefeld-

bewten und daß dann auf eine erneute Anhörung des Provinziallandtages verzichtet werden soll.
ei„» ? ^ werden gebeten, meine Herren, sich mit diesem Antrage der I. Fachkommission
'""«standen zu erklären,

stell K ^vertretender VorsitzenderGraf und Marquis vou und zu Hoensbroech: Ich
e den Antrag zur Verhandlung und gebe das Wort dem Herrn Abgeordnetenvon Laer.

Inge d ^geordneter von Laer: Meine Herren! Bei der vorgerückten Stunde und der Geschäfts¬
buch ^ Pwuinziallandtllgs möchte ich mich anf einige wenige Worte zu dem vorliegenden Antrage

halt« 'ck ^ ^"leier desjenigen Kreises, der von dieser Angelegenheitam meisten betroffen wird
"h mich fl^ verpflichtet,hier die Gründe meiner Stellungnahme kurz darzulegen.

25
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Seine Exzellenz der Herr Ober-Präsident hat bereits in einer früheren Sitzung auf die
außerordentlicheBedentuug und den ganz besondershoch zu bewertendenNutzen des Unternehmens
des Entwässeruugsuereius hingewiesen. Es liegt mir daran, zu bekunden, daß diese Auffassung
von allen Vertretern des beteiligten Gebiets in vollem Umfange geteilt wird.

Meine Herren! Der Bergbau am linken Niederrhein ist das jüngste Kind unserer
Montanindustrie, und seine Geburt ist nicht ohne schwereWehen erfolgt. Wir danken es der
unerhörten Zähigkeit und der Tatkraft der Besitzer der Zeche Rheinprcußeu, der Familie Haniel,
die in einer Arbeit von mehreren Generationen unter Ueberwindungganz ungewöhnlicher Schwierig¬
keiten den Beweis erbracht hat, daß die Bodenschätze, die bei uns am linken Niederrheiu ruhe»,
gehobenwerden können. Seitdem sind neben die alten Schächte neue, moderne Anlagen größten
Stils getreten, und andere Bergwerksbesitzer haben das Beispiel der Zeche Rheinpreußen nachgeahmt,
sodciß wir wohl sagen dürfen: Wir stehen am Beginn einer ganz neuen Aera in der wirtschaftliche»
Entwicklungunserer Gegend. Wir verfolgen natürlich diese Entwicklungmit dem größten Interesse.
Wir erwarten von ihr große Vorteile für unsere Gegend. Wir wünschen, daß sie weiter fortschreite
und Erfolg haben möge, und wir wünschen mich unsererseitsdiese Entwicklung nach Kräften zu fördern.

Nun hat uns aber von jeher ein Gedanke schwere Sorge bereitet, und das ist eben der
Gedankean die Vorflut. Die Vurflut ist bei uus der schwache Punkt. Unsere Niederungen liegen
nur wenige Meter über dem mittleren Wasscrftandedes Rheins, und unsere Vurflntgräben haben
ein minimales Gefalle.

Wenige Meter Senkungen der Oberflächegenügen, um die Vurflut zu verbauen. Nun »st
ja der Bergbau untrennbar mit Bodensenkungenuerbundeu. Mag die Art des Baues noch l"
sorgfältig seiu, sie sind nicht ganz zu vermeiden,und fo haben wir uns denn der Gefahr gegenüber
gesehen, daß unsere Niederungen ihre Vorflut verlieren könnten. Wir haben uns vor der Gefahl
gesehen, daß die blühendeLandwirtschaft,die die alte und dauernde Quelle des Wohlstandes unsere
Gebietes ist, ans weiten Teilen dieses Bezirkes uerdriingt werden möchte, daß ihr wenigstensder
Betrieb außerordentlicherschwert werden könnte. Wir haben uns vor der Gefahr gesehen, daß ai
die Stelle der grünen Pracht unserer Weiden und Wiesen vielfachsumpfigeStellen treten könnten,
und daß dadurch unsere liebe niederrheinischeHeimat den eigenartigen Reiz ihrer Landschas
verlieren möchte, ^

Meine Herren! Gegenüber diesen großen Besorgnissendarf ich wohl sagen, ist uns dur)
den Plan des Entwäfserungsvereius ein Stein von der Seele gewälzt worden. Der Plan 3^6
uns den Weg, auf dem dieser Gefahr begegnet werden kann, und er zeigt uns vor allen DMge
auch den festen Entschluß der Vergbautreibenden, vorzugehen, dafür zu sorgen, daß solche Schade
guugeu nicht eintreten können,und für diesen Zweck große Mittel einzusetzen.

Sie weiden es verstehen, mit welcher Freude wir einen solchen Plan begrüßen. Wen
nun der Plan jetzt in die weitere Oeffentlichkeit gelangt und den Gemeindenbekanntwird, so zwe'st
ich keinen Augenblick daran, daß auch die Gemeinden freudig Zustimmen werden, und daß alle el
fichtigenGemeindevertreter auch den Anteil der Gemeinde an den Lasten dieses Unternehmens
den Grenzen der Billigkeit gern und willig übernehmenweiden.

Meine Herren! Was nun den Gesetzentwurfbetrifft, so ist es ja uatllrlich, und es ka»
gar nicht anders sein, als daß bei einem solchen Werke, das so tief in die Verhältnisse eingreif
und sich auf eine so ganz neue Grundlage stellt, Meinungsverschiedenheitenbestehen. Die ^"" ,
läge des Gesetzentwurfsdes Entwäfserungsvereins ist eine andere als die der Emschergenossensa)«!'
d'e sonst ja wohl als Vorbild herangezogen wird. Bei der Emschergenossenschaft sind die Sta
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und Landkreise die Träger des Unternehmens,während nach dem Entwürfe des Entwässerungsvcreins
die industriellenUnternehmungen in Gemeinschaft mit der Gemeinde Zwangsgenossensein füllen.
Dieser Unterschied wird mit der Verschiedenartigkeit der Verhältnissebegründet.

Nun, meine Herren, wenn eine solche Zwangsehe zwischen dem Bergbau und der Gemeinde
zustandekommt, dann ist es ja wohl nicht in Abrede zn stellen,daß die Gemeindeder schwächere
weibliche Teil sein wird, und da werden Sie es uus nicht verdenken, wenn wir den Wunsch hegeu,
bnß iu dieser Ehe die SchlüsselgewaltmodernenAuffassungen entsprechend recht ausgiebig ausgestaltet
wud, und daß auf der anderen Seite die Mitgift nicht allzu reichlich bemesfen wird.

Meine Herren! Wir wünfchen,daß zur Entscheidungüber die Beiträge der Gemeinden
wie der anderen Genossen eine Instanz berufen wird, die entwedervon der Geuoffcnschaft völlig
wsgelöstnnd ganz unabhängig von ihr ist, oder aber, wenn sie aus Mitglieder» der Genossenschaft
bestehen soll, daß sie ganz paritätifch zusammengesetzt wird.

Wir wünsche»weiter, daß den Gemeinden anch über den Nahmen des jetzt vorliegende»
^»twurfs hinaus eine angemessene Beteiligung au der Verwaltung der Genossenschaft fowohl im
"vrstaude wie in der Genossenschaftsversammlung gesichert werden möge.

Meine Herren! Ich will Sie nicht mit Einzelheiten aufhalten. Ich biu überzeugt, Sie
werden auch ohnedem diese Tendenz billigen, nnd ich freue mich, hinzusetzen zu können,daß nach
Mündlichen Erklärungen des Vorsitzendendes Entwäsfcruugsverciusauch von dieser Seite ei» Ent¬
gegenkomme» auf die Wünsche der Kommunalverbändezu erwarten ist.

Meine Herren! Ich habe auch das Vertrauen, daß die Kommission, der nunmehr
I" die weitere Beratung der Angelegenheit überwiesenwerden soll, die Wünsche der Kommnnal-
erbnnde ebenso sorgfältig wie wohlwollend in Erwägung ziehen uud nach Möglichkeit

bnllcksichtigenwird.
Meine Herren! Der Vorschlag der I. Fachkommissionbedeutet einen gewissen Verzicht

/s Provinziallandtages auf eigene Entscheidung,uud es mag sein, daß dieser Verzicht nicht allen
-"Mgliederndes Provinziallandtages in gleicher Weife leicht fällt. Ich möchte Sie aber auf das
"Ngendste bitten, sich daran nicht zn stoßen, sondern ungeachteteines etwaigeu solchen Bedenkens

1'ch mit dem Vorschlageder Uebcrweisungder Entscheidungan die vorgesehene Kommissioneinucr-
°'^en zu erkläre,,, denn nur auf oiese Weise, meine Herren, ist die durchaus notwendigeBc°

Meniiigung der Angelegenheit zn erreichen, und nur auf diese Weise köunen die Schwierigkeiten
und Gefahre» beseitigt werden, die sich im anderen Falle der Erledigung der Angelegenheitin den
^°g stellen könnten.

Ich bitte Sie, den Antrag der 1 Fachkommissionanzunehmen. Die vom Niederrhein
""°en Ihnen dafür sehr dankbar sein. (Beifall.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marqnis von und zu Hocnsbroech: Es
'"°ct sich niemand mehr zum Wort Ich'schließe die Verhnudluug uud stelle die Annahme des

""rages fest,
Wir gehen über zum folgendenGegenstande:

Antrag der I. Fachkommiffion zn dem Bericht und Antrag des Proviuzial-
ausschusses, betreffend die Beschwerde des Pflegers des in den Rnhestand
versetzten Landesb auselretärs Bernhard Strauch in Gummcrsbach gegen
die Entscheidnug des Provinzialausschnsscs wegen der zwangsweise!, Ver¬
setzung in den Ruhestand, nnd zn den weiteren Eingaben des p. Strauch.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordnetePiecq.
2b»
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Berichterstatter Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Ich nehme an, daß Ihnen der
Sachverhalt aus dem Berichte und Antrage des Proviuzialnusschussesin DrucksacheNr. 8 bekannt ist.

Meine Herren! Der Beschwerdeführerhat den Antrag gestellt, sich hier persönlich vor
den« hohen Hause vorstellen, und hier seine Sache vertreten zu dürfen. Er hatte auch den Antrag
gestellt, der I, Fachkommissionvorgestellt zu werden. Die I. Fachkommissionhat aber dieses
Verlangen als etwas ganz Neues, noch uie Dagewesenesabgelehnt.

Ich persönlich habe mit dem Beschwerdeführer gesprochennnd seine Wünsche entgegengenommen.
Die I. Fachkommission hat sich sehr eingehend mit dem ganzen Material befaßt und ist

zu dem Beschlusse gekommen, die Beschwerde abzuweisen.
Wie groß das Material ist, meine Herren, können Sie daraus entnehmen, daß Sie hier

in diesen drei Banden die Personalakten des Beschwerdeführersvor sich haben. (Heiterkeit.)
Also nach eingehender Prüfuug aller einschlägigen Verhältnisseist die Kommission einstimmig

zu dem Beschlusse gekommen, Ihnen vorzuschlagen: Der Provinziallandtag wolle den Antrag auf
persönliche Vorstellungdes Strauch ablehneu und die Beschwerde gegen den Beschlußdes Provinzial-
ansschnssesvom 26. April 1910, wodurch die Versetzung des Landesbausekretärs Strauch in
Gummersbachin den Ruhestand beschlossenwurde, endgültig abweisen, (Beifall.)

Meine Herren! Entgegen dem Vorschlage des Prooinzialausfchufses haben wir das
Wörtchen „endgültig" hinzugefügt, (sehr richtig!) und zwar im Interesse des Beschwerdeführers,
damit er sich endlich darüber klar wird, daß ein weiteres Vorgehen keinen Zweck hat; denn
da ist keine Behörde vor weiteren Beschwerden und Vorstellungen sicher, wie sich das aus
den Akten ergibt.

Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen also vor, diese Sache endgültig als erledigt zu
betrachten. (Beifall.)

VorfitzenderSpiritus: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand. M
fchließe die Verhandlung uud darf demnach feststellen, daß Sie dem Antrage Ihrer I. FachkonnuisswN
zustimmen,wie ihn der Herr Referent eben verlesenhat.

Wir gehen über zum
Antrag der I. Fachkommission zu dem Vorbcricht zn dem Hauvt'Haus-
haltsplan.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr, Oehler, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter Dr, Oehler: Meine Herren! Nachdem der Herr Landes¬

hauptmann in der Sitzung vom Montag zu dem Vorberichte uud zu dem Haupt-Haushaltspla«
so ausführlicheDarlegungen gegeben hat, werden Sie es mir wohl erlasse,,, nochmals ausführlich
über den Vorbericht und über die Einzelheiten des Haupt-Haushaltsplans hier Vortrag zu halte"-

Ich gestatte mir nur knrz einige Bemerkungen. Von den großen Fonds, welche d,e
Provinz hat, kommen in Betracht der Ausglcichsfonds,der zurzeit ruud 600 000 Mark beträgt,
und der Betriebsfonds, der zurzeit ruud 500 000 Mark enthalt, so daß im ganzen diese beiden
Funds in Höhe vun 1100 000 Mark zur Verfügung stehen.

Der Bcmfuuds, der früher in ähnlicher Höhe wie der Ausgleichsfondsbestand, ist zurs"
aufgezehrt,da feine Gelder für den Ban der Anstalt in Bedburg mitverwendetworden sind.

Das Jahr 1909 hat insofern keinen erfreulichen Abschlußgehabt, als bei den Provinz'"-
abgaben gegen den Haushaltsplan eine Mindereinnahme von 32 365 Mark entstanden ist. ,

Im Jahre 1910 weiden diese Provinzialabgabcn allerdings wahrscheinlich 25 814 M'
Mehreinnahmeergeben. Unerfrcnlich ist aber im laufenden Jahre, daß der Mehrbedarf für
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Fürsorgeerziehungerheblich sein wird und nur in außergewöhnlicher Weise gedeckt werden kann. Es
'st zwar nach dem Vorbericht im Jahre 1911 als Dispositionsfonds ein Betrag von 196 000 Mark
borgesehen. Aber auch dieser Betrag von 196 000 Mark ist nicht mehr verfügbar, denn 30 000
Mark werden gebraucht werden als Zuschuß für den neuen Betrieb der Anstalt in Bcdburg, 93 000
Mark als Zuschuß für Flußregulicrungen. Dann bleiben 73 600 Mark, die voraussichtlichzur
Deckungdes Mehrbedarfs der Fürsorgeerziehung für das Jahr 1910 verwandt werden können.
Das ist kein sehr erfreulichesErgebnis.

Weiter ist auch uicht ermutigend, daß nach einer Mitteilung, die der I. Fachkommission
gemacht wurde, die Pruviuzialabgaben in: Jahre 1911 wahrscheinlichnicht ganz den Betrag
ergeben werden, der in dem Vorberichteangenommenworden ist.

Die I. Fachkommissionhat sich sehr eingehend mit der Frage beschäftigt, ob wir nicht
um die Notwendigkeitherumkommen können, die Provinzialabgaben um ciu volles Prozent zu erhöhe»,
^r Hanpt-Hanhaltsplnn ist ja fo aufgebaut, daß im Jahre 1911 eiumal 13'/«"/n Zuschlag zu
em Staatssteuersoll erhoben werde» solle» »»d außerdem das bekannte V2 "/» für den Bnnfonds

"" ganzen 14"/», also 1 "/« mehr als im Jahre 1910, wo nur 13«/« erhoben wurden.
Die I. Fachkommission war mit dem Herrn AbgeordnetenVeltman der Ansicht, daß sehr

»rundlich geprüft werden müsse, ob nicht dieses eine Prozent ganz oder zum Teile gespart werden
onnte. Der Herr Abgeordnete Veltman hat darauf hiugcwiefen, daß au zwei Positionen des

Haushaltsplans vielleicht Ersparnisse gemachtwerden könnten, einmal an dem Betrage, der in den
lraßenban-Hnnshaltsplnn für die materielle Unterhaltung der Provinzialstraßen eingesetzt war —
waren 245 500 Mark mehr gegen den laufenden Haushaltsplan vorgesehen — uud zweitens an

m 5'/2«/„ Zinsen uud Tilgung der 5 Millionen Mark Anleihe, die für den Ban der neuen
»ftalt in Bcdburg aufgewendetworden find.

, Was den ersten Punkt betrifft, so hat die III. Fachkommission auch geprüft, ob uicht bei
en> Haushaltsplan der Provinzialstraßen an dieser Mehrausgabc für die materielle Unterhaltung

gespartwerden konnte. Indes ist sie zu einem verneinenden Ergebnis gekommen,und der Pro-
"'ziallmidtng hat gestern auch den Haushaltsplan der Provinzialstraßen unverändert festgestellt,

'° °aß also bei dieser Position eine Ersparnis nicht gemacht werden kann.
2-,. In der I. Fachkommissionist dann geprüft worden, ob nicht die 5'/2 °/<> Zinsen und

"gung der 5 Millionen Mark für den Anstaltsbau in Bedburg ans dem Haushaltsplan für
11 noch herausgelassen werden können. Die Möglichkeitwäre an sich gegeben gewesen. Wir

nick^" '"'"^ ^"' bisherigen Gepflogenheiten entsprochen,wenn wir diese Nmizinsenvorläufig noch
U)t eingestellt hätten. Wir hätten sogar noch diese Iiuscu uud die Tilguugssumme bis zur
"ndigung der Nbrechuuug spareu können, die erst in drei Jahren erfolgen wird. Wir würden
"" m der Lage gewesen sein, Ihnen statt der 14 °/n Provinzialabgaben 13«/4 °/„ vorzuschlagen,

dak . ^'dessen ist die I. Fachkommission nach eingehender Erwägung zu dein Ergebnis gekommen,
von N" ^"l'ges Verfahren doch nicht richtig sein würde. Wir würden dann den Anstaltsbau
um «X^M'g, etwa um «00 000 Mark mit Anleihen mehr belasten. Es würden also die Bankoste»
wüit, ^"^' b°her werden, als es nach dem bisherigen Vorschlage der Fall ist, und wir
nebs/> ""^ ^"' ^"n einen ziemlich großen Sprung haben, würde» da»» also die Banzinsen
, ' der Tilgungsrate voll i» den Haushaltsplan einstellen müssen, anßcrdem noch die Zinse» vu»
°"'en 800 000 Mark

nicht H'"v°" möchte die 1. Fachkommission absehen. Dagegen war sie der Meinung, daß es
notwendig sei, bereits im Jahre 1911 1 V' "/<> Tilgung der 5 Millionen-Anleiheschuldder
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Anstalt in Nedburg einzustellen. Das würden 75 000 Mark sein. Diese 75 000 Mark füllen aus
dem Haushaltsplan herausgelassenwerden und würden dann zur freien Verfügung stehen.

Mit Rücksichtdarauf, daß es ungewiß ist, ob wirtlich das Stcucrsoll so eingehen wird,
wie hier angenommenworden ist, ist es auch erwünscht, daß ein kleiner Sicherheitsfonds zur Aus¬
gleichung des Haushaltsplans bei etwaigen Mindereinnahme» nn Steuer» gebildet wird.

Die I. Fachkommissionhat sich daher dahin schlüssig gemacht, es bei dem Vorschlagedes
Provinzialnusschusseszu belassen, wonach 13'/^ "/'°-^ ^2 °/n Provinzialabgabcu erhuben werde»
solle», daß aber die 75 000 Mark hier abgesetzt werden sollen, um als Sicherheitsfonds zu Ihrer
Verfügung zu stehen.

Der Antrag der I. Fachkommission lautet daher folgendermaßen:
Der Provinziallandtag wolle:

1. den Haupt-Haushaltsplan nebst den zu ihm gehörigen Haushaltsplänen der eiuzelucn
Verwaltuugszwcige und Anstalten für das Rechnungsjahr 1911 mit der Maßgabe
feststellen, daß bei Titel V Nr. 5 des Haupt-Haushaltsplans bezüglich Verzinsungund
Tilgnng der Anstaltsbauten in Bedbnrg die Tilgung für das Rechnungsjahr 1911
noch auszusetzen und der hierzu vorgeseheneBetrag von 1'/2 °/u der Bausumme
-- 75 000 Mark als Sicherheitsfonds znr Ausgleichung des Haushaltsplanes bei
etwaigen Mindercingängeu an Steuern zur Verfügung des Provinziallandtags zu
halten ist;

2. den Steucrbedarf für die laufende Verwaltung für das Rechnungsjahr 1911 — außer
dem gemäß Befchlusscs des 49. RheinischenProvinzmllaudtages vom 16 März 1909
zu erhebenden ''2"/" für die Verminderungdes Anleihebedarfs für regelmäßig wieder¬
kehrende Hochbauten^- festsetzenauf eiueu Betrag, welcher gleich ist 13 V^ °/o ber «ach
8 25 des Kreis- und Pruviuzialabgabengefctzesvon, 23. April 1906 sich ergebenden
Steucrsummc;

3. beschließen,daß nach dem festgestelltenHaupt'Haushaltspla» u»d nach den zu nM
gehörende»Hanshaltsplänen der einzelnenVerwaltnngszweigennd Anstalten auch n" )
dem 1. Januar 1912 bezw. nach dem >. April 1912 die Verwaltung solange weiter
geführt und die zn 2 genehmigteProvinzialsteuer nach dem angegebeueuMaßsta
so lauge weiter erhoben werde, bis der Provinziallandtag nene Haushaltspläne gcnehimg
haben wird;

4. nachträglich genehmigen, daß zur Begleichung des in der laufenden Verwaltung ^
Jahres 1909 entstandenengeringen Fehlbetrages (zu vergl S. 36 des Vurbcrichts) tue
Mehreinuahmc von Proviuzinlabgabcn für 1909 verweudctworden ist, uud ferner gU^
heißen, daß ber sich bei den Kosten der Fürsorgeerziehung im Rechnungsjahre 1^
ergebende,der Proviuz zur Last fallendeMehrbetrag aus den eveut eingehenden MY^
einnahmen der Provinzialsteuer bcstritten werde, falls fich dafür ans der laufen
Vcrwaltuug des Nechuuugsjahres 1910 keine Deckung finden füllte;

5. endlich genehmigen, daß ans den zur Verfügung des Provinziallandtags stehe" e
Beträgen, soweit dieser nicht anders darüber verfügt hat, zunächst der Netriebssv
auf der Höhe von 500 000 Mark erhalten und der Rest je zur Hälfte an die dury
Beschlußdes Provinziallandtags geschaffenenFonds, den Baufonds und den Ausgleich '
fonds, abgeführt wird

Namens der I. Fachkommifsionempfehleich Ihnen diesen Antrag.
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VorsitzenderSpiritusi Ich eröffnedie Verhandlung.— Das Wort wird nicht gewünscht.
Ich schließe sie und darf ohne weitere Abstimmung feststellen, daß Sie den Antrag Ihrer I. Fach¬
kommission, den der Herr Referent jetzt zuletzt verlesen hat, angenommenhaben.

Wir kommen zum
Antrag der Wahlprüfungskommifsion zu den stattgehabten Ersatzwahlen.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Brandt.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Brandt: Meiue Herren! Seit der letzten Tagung

haben Ersatzwahlen stattgefunden in den Kreisen Barmen, Bernkaftel, Duisburg, Düren, Essen
(Stadt und Land), Moers, Ottweiler, Saarbrücken, Siegkreis und Waldbroel.

Einbrüche und Beschwerden sind nicht erhuben worden. Die Wahlprüfungskommifsionhat
"'chts zn beanstandengefunden. Ich beantrage, diefe Wahlen für gültig zu erklären.

VorsitzenderSpiritus: Sie habeu den Antrag gehört. Ich frage, ob Widerspruch erfolgt
"der ob das Wort gewünscht wird. Beides ist nicht der Fall. Ich stelle die Gültigkeitder Wahlen fest.

Wir kommen dann zum Schluß zu
Entlastungen von Rechnungen,

uno zwar zunächst derjenigenRechnnngc»,die der I. Fachkommission vorgelegenhaben.
Hier ist Berichterstatterder Herr AbgeordneteDr. de Weerth.
Berichterstatter AbgeordneterDr. dc Weerth: Meine Herren! Die der 1. Fachkommission

überwiefenenRechnungen sind von den einzelnen Mitgliedern der Kommiffion geprüft worden,
"^cmstandnngensind nicht erhoben worden.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor, die Entlastung auszusprechen.
VorsitzenderSpiritus: Widerspruch erfolgt nicht. Ich stelle fest, daß die Rechnungen

Glastet sind.
II. Fachkommission. Berichterstatter ist Herr AbgeordneterLekebnsch.
Berichterstatter AbgeordneterLekebnsch: Meine Herren! Die unter Nnmmer 22 bis 60

°°s Vorlagcnverzeichnisses aufgeführtenRechnungender verfchiedeuenAnstalten sind von der II. Fach-
kommifsiongeprüft und festgestellt worden.

Infolge von Mehrbclegnngen sind zahlreiche Etatsüberfchreiiungen vorgekommen,denen
"°°r auf der anderen Seite entsprechende Mehreinnahmen gegenüberstehen.

Die II. Fachkommission schlägt Ihnen daher vor, die Etatsüberschreitungenzu genehmigen
die Entlastung der Rechnungenzu erteilen.

. Vorsitzender Spiritus: Auch hier erfolgt kein Widerfpruch. Die Rechnungen der II. Fach-
"'"Mission sind entlastet.

Die III. Fachkommission, Berichterstatter Herr AbgeordneterMichels.
Berichterstatter Abgeordneter Michels: Meine Herren! Es hat sich ergeben, daß bei

^r Verwaltung der Prouinzialstraßen verschiedene Ueberschreitungenstattgefundenhaben, die aber
" Proviiizialausschußfür notwendig erachtet, und die er deshalb vorläufig genehmigt hat.

Die verfchiedenen Stichproben bei den verschiedenen Funds, die der III. Fachkommission
"biegen haben, haben erwiesen,daß die Buchungen und die Belege übereinstimmen,

trii l' ^ Fachkommission schlägt Ihnen deshalb vor, die Ueberschreitnngbei Punkt 61 nach»
2"ch zu genehmigenund die Nechuuugenvon Position 61 bis 67 zn entlasten,

vor >>- ^rs'hender Spiritus: Der Herr Berichterstatter schlägt namens der III. Fachkommission
A ' °l° von ihm erwähnten Ueberschreitungenzu genehmigen und die Rechnungenzu entlasten.

^ Wiegen erfolgt kein Widerspruch.
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Die IV. Fachkommission. Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteStrahl.
Berichterstatter AbgeordneterStrahl: Ich schließe mich für die IV. Fachkommission dem

Antrage des Vorredners der III. Fachkommission an. (Beifall.)
Borsitzender Spiritus: Auch hier erfolgt kein Widerspruch. Die Rechnungen der

IV. Fachkommission sind also entlastet.
Meine Herren! Wir sind nunmehr am Schlüsse unserer Tagesordnung und gleichzeitig

am Schlüsse der letzten Sitzuug des 51. Provinziallandtages. Ich habe die Ehre, Seiner Exzellenz,
den: KöniglichenHerrn Landtagskummissarius die Meldung zu erstatten, daß der 51. Provinzial¬
landtag seine Verhandlungen beendethat.

KöniglicherLandtagskommissariusOber-Präsident Freiherr von Rheinbaben (die Mit¬
glieder erheben sich): Meine hochgeehrten Herren! Die nunmehr zu Ende gegangeneTagung reiht
sich nach der Bedeutung der Ihnen zugegangenenVorlagen wie nach dem Erfolge Ihrer Arbeit M
würdiger Weise ihren Vorgängern au. Das volle Verständnis für die Gemeinsamkeitder Interesse»
und die Notwendigkeit des einmütigen Zusammenwirkens von Stadt und Land haben im Verein
mit der vortrefflichenVorbereitung durch den Pruviuzialausschuß und der sachkundigen Beratung
der FachkommissionenIhren Verhandlungen unter der bewährten Leitung Ihres Vorsitzenden einen
raschen und glücklichen Verlauf gesichert. Für Ihre einmütige Gesinnung und Ihre erfolgreiche
Tätigkeit Ihueu den Dank der Staatsregierung auszusprechen, ist mir eine angenehme und
liebe Pflicht.

Kraft AllerhöchstenAuftrages erkläre ich den 51. Provinziallandtag der Rheinprovinz
für geschloffen.

VorsitzenderSpiritus: Ich gebe das Wort dem Herrn AbgeordnetenConze.
AbgeordneterI). Conze: Meine Herren! Ich glaube Ihrer vollen Zustimmung s^"'

zu sein, wenn ich mir als ältestes Mitglied erlaube, den Daut des hohen Hauses unserem verehrten
Vorsitzenden Herrn OberbürgermeisterSpiritus uud Herrn Marquis Hoensbroech, Exzellenz, >"
die ebenso wohlwollende wie förderlicheLeitung uuferer Geschäfteauszusprecheuund zugleich unsere
herzlichen Dank den Herren Schriftführern zu sagen, die in so treuer Weise die Leitung der Geschas
mitbesorgthaben. (Lebhafter Beifall.) . .,

Wir knüpfen daran die Hoffnung, daß wir die Herren in der gleichen Leistungsfählgle
im nächsten Jahre wiedersehenund daß auch wir uns dann allesamt arbeitsfreudig wiedersehe!
werden. (Beifall.)

Vorfitzender Spiritus: Meiue hochverehrte« Herreu! Namens des Herrn stellvertretenden
Vorsitzenden,namens der Herren Schriftführer nnd nicht zum wenigste«in eigenem Namen da»
ich Ihnen recht herzlich für die freundlichenWorte, die der Herr AbgeordneteEonze in IhreW
Namen an uns gerichtet hat sowie für die wohlwollende und gütige Beurteilung unserer Geschäftsführung'

Und nun, meine Herren, bevor wir auseinauder gehen, wollen wir uns nochmalsvereinig
in dem Rufe der Ehrerbietuug und unwandelbarenTreue gegen unseren Kaiser und König. Stimme'
Sie begeistertmit mir ein: Seine Majestät, unser AllcrgnädigsterKaiser und König Wihelm ^
er lebe hoch, uud nochmals hoch, und immerdar hoch. (Die Mitglieder, die diese Ansprache stehe«
entgegengenommenhaben, stimmen begeistertiu das dreimalige Hoch ein.)

Schluß der Sitzung 12 Uhr 30 Minuten.
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